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Kapitel I

Die Dienstbezüge der Beamten 

Abschnitt I

Allgemeine Vorschriften

Art. 1

Geltungsbereich

(1) Die Beamten des Freistaates Bayern erhalten 

nach diesem Gesetz Dienstbezüge.

(2)  Beamte  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  Be­

amte auf Lebenszeit, auf Zeit, “auf Probe und Be­

amte  auf  Widerruf,  die  weder  im  Vorbereitungs­

dienst  stehen  noch  nebenbei  verwendet  werden. 

Außerplanmäßige  Professoren  und  Privatdozenten 

sind Beamte im Sinne dieses Gesetzes nur insoweit, 

als  ihnen  Dienstbezüge  bewilligt  sind.  Honorar­

professoren  sind  keine  Beamten  im  Sinne  dieses 

Gesetzes.

Art.
1-4

5—11 
12—17 
18—20 
21, 22 

23, 24

25, 26

27—29

(3)  Die Vorschriften  dieses Gesetzes gelten auch 

für  Richter.

Art. 2

Zusammensetzung  der Dienstbezüge

Dienstbezüge  sind  Grundgehalt,  Ortszuschlag, 

Kinderzuschlag,  Zulagen  und  Zuwendungen  sowie 

Sachbezüge,  bei  Professoren  an  wissenschaftlichen 

Hochschulen auch Zuschüsse zum Grundgehalt.

Art. 3

Beginn des Anspruchs 

auf die Dienstbezüge

Die Beamten erhalten die Dienstbezüge von dem 

Tage an, mit dem ihre Ernennung wirksam wird; 

bei  außerplanmäßigen  Professoren  und  Privat­

dozenten tritt an die Stelle der Ernennung die Ein­

weisung  in  die  Dienstbezüge.  Bedarf  es  zur  Er­

langung des Anspruchs auf Bezüge aus einem Amt 

mit einem  höheren  Endgrundgehalt nicht der Er­

nennung oder ist hierzu außer der Ernennung die 

Einweisung  in  eine  Planstelle  erforderlich,  so er­

halten die Beamten die Dienstbezüge von dem Tage 

an, mit dem die Einweisung in die Planstelle wirk­

sam  wird.  Das  gleiche  gilt  für  den  Fall,  daß  sie- 

rückwirkend in eine Planstelle eingewiesen werden

Art. 4

Festsetzung und Zahlung 

der Dienstbezüge

(1)  Die  oberste  Dienstbehörde  setzt  das  Besol­

dungsdienstalter  und  die  Dienstbezüge  fest.  Sie 

kann  diese  Befugnis  auf  andere  Behörden  über­

tragen.

(2)  Die Dienstbezüge werden  monatlich  im  vor­

aus  gezahlt.  Die  Dienstbezüge  für  ledige  Beamte, 

die auf Grund dienstlicher Verpflichtung in Gemein­

schaftsunterkunft wohnen,  können  halbmonatlich 

im voraus gezahlt werden.

(3)  Sind  Dienstbezüge  nur  für  einen  Teil  eines 

Monats zu zahlen, so wird für jeden Tag ein Drei­

ßigstel  der Monatsbezüge gezahlt.

(4)  Werden  Dienstbezüge  nach  dem  Tage  der 

Fälligkeit  gezahlt,  so  kann  hieraus  ein  Anspruch 

auf  Verzugszinsen  nicht  hergeleitet werden.  Der 

Ersatz eines nachgewiesenen Verzugsschadens wird 

hierdurch nicht ausgeschlosseri.

Abschnitt II 

Die Dienstbezüge 

1. Titel*

D as Grundgehalt 

Art. 5

Bemessung des Grundgehalts

(1) Das Grundgehalt wird nach, den Besoldungs­

ordnungen  A  und  H  (für  aufsteigende  Gehälter) 

und B (für feste Gehälter) — Anlage I — gewährt.
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Für Beamte, die nicht in eine Planstelle eingewiesen 
sind, ist die Eingangsgruppe ihrer Laufbahn maß­
gebend. Sie führen im einfachen, mittleren und ge­
hobenen Dienst die ihnen hiernach zukommende 
Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „außerplanmäßig“ 
(ap.),  im  höheren  Dienst  die  Amtsbezeichnung 
„Assessor“ mit dem die Fachrichtung oder Laufbahn 
bezeichnenden Zusatz. Absatz 2 bleibt unberührt.

(2) Die Dienstbezüge der wissenschaftlichen As­
sistenten,  die zugleich  Privatdozenten  sind,  be­
messen sich nach der Besoldungsgruppe A 13 a, die 
der übrigen wissenschaftlichen Assistenten nach der 
Besoldungsgruppe A 13. Wissenschaftliche Assisten­
ten, die nicht Privatdozenten, Oberassistenten oder 
Oberingenieure sind, rücken in ihrer Besoldungs­
gruppe nur bis zur 8. Dienstaltersstufe auf. Wissen­
schaftliche Assistenten, die zugleich Privatdozenten 
sind,  und  Oberingenieure  an  wissenschaftlichen 
Hochschulen  erhalten einen Anteil an den Unter­
richtsgebühren nach den vom Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen zu erlassenden Be­
stimmungen.

(3) Das Grundgehalt wird, soweit die Besoldungs­
ordnung nicht feste Gehälter vorsieht, nach Dienst­
altersstufen bemessen. Es steigt von zwei zu zwei 
Jahren um die Dienstalterszulage bis zum Endgrund­
gehalt. Der Tag, von dem für das Aufsteigen in den 
Dienstaltersstufen auszugehen ist,  bestimmt  sich 
nach dem Besoldungsdienstalter.

(4)  Der  Anspruch  auf  das  Aufsteigen  in  den 
Dienstaltersstufen ruht, solange der Beamte vor­
läufig des Dienstes enthoben ist. Führt ein Dienst­
strafverfahren zur Entfernung aus dem Dienst oder 
endet das Beamtenverhältnis infolge strafgericht­
licher Verurteilung, so erlischt der Anspruch auch 
für die Zeit des Rühens.

(5)  Das  Staatsministerium  für  Unterricht  und 
Kultus kann im Einvernehmen mit dem Staatsmini- 
sterium der Finanzen zur Gewinnung oder Erhal­
tung hervorragender Lehrkräfte den ordentlichen 
und den außerordentlichen Professoren an den wis­
senschaftlichen Hochschulen Dienstalterszulagen vor­
weg gewähren. Soweit hierbei nicht eine Ausnahme 
zugelassen wird, bezieht der Beamte den vorweg 
gewährten Grundgehaltssatz solange, bis er nach 
seinem Besoldungsdienstalter darüber hinaus auf­
zurücken hat.

Art. 6

Das Besoldungsdienstalter 
im Regelfall

(1) Das Besoldungsdienstalter beginnt

1. in den Besoldungsgruppen A 1 bis A6 und A9 
bis A10 a am Ersten des Monats, in dem der 
Beamte das einundzwanzigste Lebensjahr voll­
endet hat,

2. in den Besoldungsgruppen A 13 bis A 14, H 1 und 
H 2 am Ersten des Monats, in dem der Beamte 
das dreiundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat.

(2) Hat der Beamte das Lebensalter, von dem 
nach Absatz 1 auszugehen ist, an dem Tage, von 
dem an er nach Art. 3 Dienstbezüge seiner Besol­
dungsgruppe zu erhalten hat, überschritten, so wird 
der Beginn seines Besoldungsdienstalters um die 
Hälfte der Zeit hinausgeschoben, um die er älter ist.

(3)  Von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der Be­
ginn des Besoldungsdienstalters nach Absatz 2 hin­
auszuschieben ist, werden abgesetzt 

1. die nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
verbrachte Mindestzeit der außer der allgemeinen 
Schulbildung vorgeschriebenen Ausbildung (Fach­
schul-,  Hochschul-  und  praktische  Ausbildung, 
Vorbereitungsdienst,  übliche  Prüfungszeit),  so­
weit sie im mittleren und gehobenen Dienst ein 
Jahr, im höheren Dienst drei Jahre übersteigt; 
wird die allgemeine Schulbildung durch eine an­

dere Art der Ausbildung ersetzt, so steht diese 
der Schulbildung gleich;

2. die nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
verbrachte Mindestzeit einer praktischen haupt­
beruflichen Tätigkeit, die für die Übernahme in 
das Beamtenverhältnis vorgeschrieben ist;

3. nach Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres 
liegende Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit 
im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
im Reichsgebiet, soweit Art. 8 nichts anderes be­
stimmt;

4. nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
verbrachte  Zeiten  eines  Kriegsdienstes,  einer 
Kriegsgefangenschaft, eines kriegsbedingten Not­
dienstes ohne Begründung eines einem Arbeits­
vertrag entsprechenden Beschäftigungsverhältnis­
ses, eines nichtberufsmäßigen Reichsarbeits- oder 
Wehrdienstes oder eines berufsmäßigen Reichs­
arbeits- oder Wehrdienstes, soweit er die Zeit der 
gesetzlichen Reichsarbeits- und Wehrdienstpflicht 
umfaßt.

Derselbe Zeitraum darf nur nach einer der Vor­
schriften unter Nummer 1 bis 4 abgesetzt werden.

(4) Die Zeit, um die der Beginn des Besoldungs­
dienstalters nach Absatz 2 in Verbindung mit Ab­
satz 3 hinauszuschieben ist, wird auf volle Monate 
abgerundet.

(5) In den Besoldungsgruppen A 7, A 8, A 11, A 12, 
A 15, A 16 und H3 wird der Beginn des nach den 
Absätzen 1 bis 3 oder 6 für die erste Besoldungs­
gruppe der jeweiligen Laufbahngruppe errechneten 
Besoldungsdienstalters um vier Jahre, in der Be­
soldungsgruppe AlOb  um  zwei  Jahre  hinaus­
geschoben.

(6)  Ist der Beamte aus dem mittleren in den 
gehobenen Dienst oder aus dem gehobenen in den 
höheren Dienst aufgestiegen, so wird sein Besol­
dungsdienstalter für die Besoldungsgruppen A 9 bis 
A 10 a, A 13 bis A 14, Hl und H2 nach den Ab­
sätzen 1 bis 3 festgesetzt. Es darf jedoch gegenüber 
dem  Besoldungsdienstalter  des  Beamten  in  den 
ersten beiden Besoldungsgruppen der nächstniedri­
geren Laufbahngruppe höchstens um sechs Jahre 
hinausgeschoben werden.

(7)  Wird  ein  Beamter  des  mittleren,  des  ge­
hobenen oder des höheren Dienstes in einer anderen 
als den in Absatz 1 genannten Besoldungsgruppen 
eingestellt oder angestellt, so ist sein Besoldungs­
dienstalter so festzusetzen, wie wenn er in  der 
ersten  Besoldungsgruppe  seiner  Laufbahngruppe 
angestellt  und  an  demselben  Tage  in  die  Ein- 
stellungs- oder Anstellungsgruppe befördert worden 
wäre.

(8) Hat der Beamte an dem Tage, von- dem an er 
nach Art. 3 Dienstbezüge zu erhalten hat, das Le­
bensalter, von dem nach Absatz 1 auszugehen ist 
oder das sich aus Absatz 5 ergibt, noch nicht er­
reicht, so erhält er das Anfangsgrundgehalt seiner 
Besoldungsgruppe.

Art. 7

Öffentlich-rechtliche Dienstherren

(1) Öffentlich-rechtliche Dienstherren im Sinne des 
Art. 6 Abs. 3 Nr. 3 sind der Freistaat Bayern, das 
Reich, der Bund, die Länder, die Gemeinden (Ge­
meindeverbände) und andere Körperschaften, An­
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit 
Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Religionsgesell­
schaften und ihrer Verbände.

(2) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-recht­
lichen Dienstherrn im Reichsgebiet steht gleich

1. für Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder 
Volkszugehörigkeit die bis zum 8. Mai 1945 aus­
geübte  gleichartige  Tätigkeit  im  Dienst  eines 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn in den Gebie­
ten, die nach dem 31. Dezember 1937 dem Reich 
angegliedert waren;
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2.  für Volksdeutsche Vertriebene und Umsiedler die 

gleichartige Tätigkeit im Dienst eines öffentlich- 

rechtlichen Dienstherrn im Herkunftsland.

(3)  Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-recht­

lichen Dienstherrn im Reichsgebiet  kann gleichge­

stellt werden die Tätigkeit

1. im Dienst eines anderen Staates oder einer zwi­

schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung,

2. im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden,

3. im Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsge­

sellschaften und ihren Verbänden, im nichtöffent­

lichen Schuldienst und im nichtöffentlichen Eisen­

bahn- und Kraftverkehrsdienst.

Die  Entscheidung  trifft  die  oberste  Dienstbehörde 

im  Einvernehmen  mit  dem  Staatsministerium  der 

Finanzen.

Art. 8

Nicht zu berücksichtigende 

Dienstzeiten

(1) Bei Anwendung des Art. 6 Abs. 3 Nr. 3 dürfen 

im gehobenen und höheren Dienst nur solche Tätig­

keiten  berücksichtigt  werden,  die  der Tätigkeit in 

einem Amt der betreffenden Laufbahngruppe min­

destens gleichzubewerten sind.

(2) Nicht berücksichtigt werden

1. Zeiten einer Tätigkeit als Beamter, der ohne Ru­

hegehaltsberechtigung nur Gebühren bezieht,

2. Dienstzeiten,  für die eine  Abfindung  aus öffent­

lichen Mitteln gewährt worden ist,

3. Dienstzeiten in einem öffentlich-rechtlichen Dienst­

verhältnis,  das  durch  eine  Entscheidung  der  in 

Art. 84 des Bayerischen Beamtengesetzes bezeich- 

neten  Art  oder  durch  Dienststrafurteil  beendet 

worden ist,

4. Dienstzeiten in einem öffentlich-rechtlichen Dienst­

verhältnis, das durch Entlassung auf Antrag des 

Bediensteten  beendet  worden  ist,  wenn  ihm  zur 

Zeit  der  Antragstellung  ein  Verfahren  mit  der 

Folge des Verlustes der Rechte aus dem Dienst­

verhältnis  oder der Entfernung  aus  dem  Dienst 

drohte,

5. Dienstzeiten  in  einem  privatrechtlichen  Arbeits­

verhältnis,  das  aus  einem  vom  Bediensteten  zu 

vertretenden Grunde mit sofortiger Wirkung ge­

kündigt worden ist.

Die  oberste  Dienstbehörde  kann  Ausnahmen  von 

den Vorschriften der Nummern 3 bis 5 zulassen.

Art. 9

Das Besoldungsdienstalter in 

besonderen  Fällen

(1)  Tritt ein  Beamter, der aus dem mittleren  in 

den  gehobenen  oder  aus  dem  gehobenen  in  den 

höheren  Dienst  aufgestiegen  ist,  aus  dem  Dienst 

eines anderen Dienstherrn in den Dienst des Frei­

staates Bayern über, wird das Besoldungsdienstalter 

nach Art. 6 so festgesetzt, wie wenn der Beamte in 

der niedrigeren Laufbahngruppe in den Dienst des 

Freistaates Bayern übergetreten und danach aufge­

stiegen wäre. Das gleiche gilt für die Wiederanstel­

lung von Ruhestandsbeamten.

(2) Wird ein Beamter, der auf seinen Antrag aus 

dem Beamtenverhältnis ausgeschieden war, um im 

dienstlichen Interesse eine andere Tätigkeit auszu­

üben,  Wieder angestellt,  so  gilt  auch die  zwischen 

dem  Ausscheiden  und  der  Wiederanstellung  lie­

gende Zeit als Dienstzeit im Sinne des Art. 6 Abs. 3 

Nr.  3, wenn die obex;ste Dienstbehörde das dienst­

liche Interesse vor dem Ausscheiden schriftlich an­

erkannt hat.

(3)  Wird  ein  Beamter  ohne  Dienstbezüge  beur­

laubt,  so  wird  sein  Besoldungsdienstalter  um  die 

Hälfte der Zeit des Urlaubs hinausgeschoben. Dies 

gilt  nicht,  wenn  die  oberste  Dienstbehörde  ein

dienstliches Interesse an der Beurlaubung vor An­
tritt des Urlaubs schriftlich anerkannt hat.

(4)  Hat  ein  Beamter  den  Anspruch  auf  Dienst­

bezüge dadurch verloren, daß er dem Dienst schuld­

haft  ferngeblieben  ist,  so  wird  sein  Besoldungs­

dienstalter um die Zeit des Fernbleibens hinausge­

schoben.

(5) Für die Bemessung der in den Absätzen 3 und 

4 genannten Zeiten gilt Art. 6 Abs. 4 entsprechend.

Art.  10

W ahrung des Besitzstandes

(1)  Tritt ein  Beamter mit seiner Zustimmung in 

eine Besoldungsgruppe mit niedrigerem Endgrund­

gehalt über, so erhält er eine ruhegehaltfähige Aus­

gleichszulage  in  Höhe  des  Unterschiedes  zwischen 

seinem  jeweiligen  Grundgehalt  und  dem Grund­

gehalt,  das  er  in  der  verlassenen  Gruppe  zuletzt 

bezogen  hat;  der  Gesamtbetrag  von  Grundgehalt 

und  Ausgleichszulage darf  jedoch  das Endgrund­

gehalt  der  neuen  Besoldungsgruppe  nicht  über­

steigen.

(2)  Bei  der  W iederanstellung  von  Ruhestands­

beamten  und beim Übertritt aus dem Dienst eines 

anderen Dienstherrn in den Dienst des Freistaates 

Bayern wird dem Beamten entsprechend dem Ab­

satz  1  eine  ruhegehaltfähige  Ausgleichszulage  ge­

währt,  wenn  sein neues Grundgehalt niedriger  ist 

als das Grundgehalt, nach dem das zuletzt bezogene 

Ruhegehalt  oder  die  zuletzt  bei  dem  bisherigen 

Dienstherrn  bezogenen  Dienstbezüge  bemessen 

waren.

Art.  11

Dem Beamten ist die Berechnung und Festsetzung 

seines Besoldungsdienstalters schriftlich mitzuteilen.

2. Titel

Der Ortszuschlag

Art.  12

Grundlage des Ortszuschlags

(1)  Der  Ortszuschlag  wird  nach  der  Aufstellung 

in Anlage II gewährt. Seine Höhe richtet sich nach 

der Tarifklasse, der die Besoldungsgruppe des Be­

amten zugeteilt ist, nach der Ortsklasse des dienst­

lichen  Wohnsitzes  und  nach  der  Stufe,  die  den 

Familienverhältnissen des Beamten entspricht.

(2)  Ledige  Beamte,  die  auf  Grund  dienstlicher 

Verpflichtung in Gemeinschaftsunterkunft wohnen, 

erhalten den halben Ortszuschlag.

Art.  13

Ortsklasseneinteilung

(1) Die Ortsklasse des dienstlichen Wohnsitzes des 

Beamten  ergibt sich  aus dem  Ortsklassenverzeich­

nis des Bundes.

(2)  Beamte,  die  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  im 

Ausland haben, erhalten den Ortszuschlag der Orts­

klasse S.

Art.  14

Dienstlicher Wohnsitz

(1)  Dienstlicher  Wohnsitz  im  Sinne  des  Art.  12 

Abs. 1 ist der Ort, an dem die Behörde oder stän­

dige Dienststelle des Beamten ihren Sitz hat.

(2)  Als  Ausnahme  kann  die  oberste  Dienstbe­

hörde

1. einzelnen  Beamten  oder  Gruppen  von  Beamten 

den Ort, der Mittelpunkt ihrer dienstlichen Tätig­

keit ist, als dienstlichen Wohnsitz an weisen,

2. Beamten, die im Ausland an der deutschen Grenze 

beschäftigt sind, einen Ort im Inland in der Nähe 

des Beschäftigungsortes als dienstlichen Wohnsitz 

anweisen,

3. einzelnen Beamten den tatsächlichen Wohnort als 

dienstlichen  Wohnsitz  anweisen,  wenn  er  der 

höheren  Ortsklasse  angehört  und  die  Beamten
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ihn auf Anordnung ihrer Vorgesetzten Dienststelle 

innehaben.

Die oberste Dienstbehörde kann diese Befugnis auf 

nachgeordnete Behörden übertragen.

(3) Für Beamte, die versetzt sind oder deren Um­

zug an den Ort der Dienstleistung angeordnet ist, 

gilt, solange sie wegen Wohnungsmangels oder aus 

anderen Gründen, die sie nicht zu vertreten haben, 

verhindert  sind,  eine  Wohnung  am  Versetzungs­

oder Dienstleistungsort zu  beziehen,  der bisherige 

dienstliche Wohnsitz als solcher weiter, wenn er der 

höheren  Ortsklasse  angehört.  Für  neueingestellte 

Beamte gilt unter den gleichen Voraussetzungen der 

bisherige Wohnort als dienstlicher Wohnsitz.

Art. 15

Stufen des Ortszuschlags

(1)  Zur  Stufe  1  gehören,  soweit  sich  nicht  aus 

den  folgenden  Absätzen etwas anderes ergibt,  die 

ledigen Beamten.

(2)  Zur  Stufe  2  gehören,  soweit  kein  Kinder­

zuschlag zu gewähren ist,

1. verheiratete Beamte,

2. verwitwete  und  geschiedene  Beamte  sowie  Be­

amte,  deren  Ehe  aufgehoben  oder  für  nichtig 

erklärt ist,

3. ledige Beamte, die das vierzigste Lebensjahr voll­

endet haben,

4. andere ledige Beamte, die in ihrer Wohnung einer 

anderen Person nicht nur vorübergehend Unter­

kunft und Unterhalt gewähren, weil sie gesetz­

lich oder sittlich dazu verpflichtet sind oder aus 
beruflichen oder gesundheitlichen Gründen  ihrer 

Hilfe bedürfen.

(3)  Die  Zugehörigkeit  zu  den  folgenden  Stufen 

richtet sich nach der Zahl der Kinder, für die Kin- 

dcrzuschlag gewährt wird. Uneheliche Kinder eines 

männlichen  Beamten  werden  nur  berücksichtigt, 

wenn der Beamte sie in seine Wohnung aufgenom­

men oder sie auf seine Kosten anderweit unterge­

bracht hat, ohne daß dadurch die häusliche Verbin­
dung mit ihm aufgehoben werden soll.

Art. 16

Mehrere Ortszuschläge für 

dieselbe Familie

(1) Verheiratete Beamte, deren Ehegatte als Be­

amter, Richter, Soldat oder Angestellter im öffent­

lichen Dienst steht oder auf Grund einer Tätigkeit 

im  öffentlichen  Dienst  nach  beamtenrechtlichen 

Grundsätzen versorgungsberechtigt ist, erhalten den 

Ortszuschlag der Stufe unter derjenigen, die nach 

der  Aufstellung  in  Anlage  II  für  sie  maßgebend 

wäre. Ist die Ehe geschieden, aufgehoben oder für 

nichtig erklärt und sind gemeinschaftliche eheliche 

oder  an  Kindes  Statt  angenommene  Kinder  vor­

handen, so gilt Satz 1 entsprechend.

(2)  öffentlicher Dienst im  Sinne des Absatzes  1 

ist die hauptberufliche Tätigkeit im Dienst des Frei­

staates Bayern, des Bundes, eines Landes, einer Ge­

meinde  (eines  Gemeindeverbandes)  oder  anderer 

Körperschaften,  Anstalten  und  Stiftungen  des öf­

fentlichen Rechts oder der Verbände von solchen; 

ausgenommen ist die Tätigkeit bei öffentlich-recht­

lichen  Religionsgesellschaften  oder  ihren  Verbän­

den. Dem öffentlichen Dienst steht gleich die haupt­

berufliche Tätigkeit

1. im Dienst von Vereinigungen, Einrichtungen und 

Unternehmungen, deren gesamtes Kapital (Grund­

kapital, Stammkapital) sich in öffentlicher Hand 

befindet,

2. im  Dienst  einer  zwischenstaatlichen  oder  über­

staatlichen Einrichtung, an der einer der in Satz 1 

bezeichneten  Dienstherren  durch  Zahlung  von 

Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise 

beteiligt ist.

Ob die  Voraussetzungen  zutreffen,  entscheidet auf 

Antrag der Behörde oder des Beamten das Staats­
ministerium der Finanzen.

Art. 17

Änderung des Ortszuschlags

(1) Ändert sich die Tarifklasse, so wird der Orts­

zuschlag der neuen Tarifklasse von demselben Tage 

an gezahlt wie das Grundgehalt.der neuen Besol­

dungsgruppe.

(2) Ändern sich  dienstlicher Wohnsitz und  Orts­

klasse,  so  wird  der  Ortszuschlag  nach  der  neuen 

Ortsklasse vom Ersten des Monats an gezahlt, der 

auf  die  Änderung  folgt.  Tritt  die  Änderung  am 

Ersten  eines Monats ein, so ist die Ortsklasse des 
neuen  dienstlichen  Wohnsitzes  schon  für  diesen 

Monat maßgebend.

(3)  Der  Ortszuschlag  einer  höheren  Stufe  wird 

vom Ersten des Monats an gezahlt, in den das für 

die Erhöhung maßgebende Ereignis fällt. Der Orts­

zuschlag einer niedrigeren  Stufe wird vom Ersten 

des übernächsten Monats nach dem für die Herab­

setzung maßgebenden Ereignis gezahlt. Ist der Über­

gang  in  eine  niedrigere  Stufe  durch  den  Wegfall 

eines Kinderzuschlags begründet, so wird der nied­
rigere Ortszuschlag von dem Tage nach dem Weg­

fall des Kinderzuschlags (Art. 20 Abs. 1 Satz 2) an 

gezahlt.

3. Titel

Der Kinderzuschlag 

Art.  18

Grundlage und Höhe

(1) Kinderzuschlag wird gewährt für

1. eheliche  Kinder,

2. für ehelich erklärte Kinder,

3. an Kindes Statt angenommene Kinder,

4. Stiefkinder, wenn der Beamte sie in seine Woh­

nung aufgenommen hat,

5. Pflegekinder und Enkel, wenn der Beamte sie in 

seine Wohnung aufgenommen hat und für ihren 

Unterhalt und ihre Erziehung nicht von anderer 

Seite  laufend  ein  höherer  Betrag  als  hundert 

Deutsche Mark monatlich gezahlt wird,

6. uneheliche Kinder einer Beamtin,

7. uneheliche Kinder eines Beamten, wenn seine Va­

terschaft festgestellt ist und er entweder das Kind 

in  seine  Wohnung  aufgenommen  hat  oder  für 

den  Unterhalt des Kindes nachweislich die  fest­

gesetzte  Unterhaltsrente,  mindestens  aber  den 

doppelten  Betrag  des Kinderzuschlags aufbrihgt.

Als  in  die  Wohnung  aufgenommen  gelten  Kinder 

auch dann, wenn der Beamte sie auf seine Kosten 

anderweit untergebracht hat, ohne daß dadurch die 

häusliche Verbindung mit ihm aufgehoben werden 

soll.

(2)  Kinderzuschlag  wird  gewährt,  bis  das  Kind 

das fünfundzwanzigste  Lebensjahr  vollendet,  nach 

Vollendung  des  achtzehnten  Lebensjahres  jedoch 

nur, wenn es in einer Schul- oder Berufsausbildung 

steht,  die  seine  Arbeitskraft  überwiegend  in  An­

spruch  nimmt.

(3) Für  ein  Kind,  das  wegen  körperlicher  oder 

geistiger  Gebrechen  dauernd  erwerbsunfähig  ist, 

wird  Kinderzuschlag  ohne  Rücksicht  auf  das  Le­

bensalter  gewährt,  wenn  die  dauernde  Erwerbs­

unfähigkeit vor Vollendung des fünfundzwanzigsten 

Lebensjahres  eingetreten  ist,  über  das  achtzehnte 

Lebensjahr  hinaus  jedoch  nur,  wenn  es  nicht ein 

eigenes Einkommen von mehr als hundert Deutsche 

Mark  monatlich hat.  Waisengeld  und  Waisenrente 

zählen nicht zum Einkommen des  Kindes.

(4) Verzögert sich  die Schul- oder  Berufsausbil­

dung aus einem  Grunde,  der  nicht  in  der  Person 

des Beamten oder des Kindes liegt, über das fünf-
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undzwanzigste Lebensjahr hinaus, so wird der Kin­

derzuschlag  entsprechend  dem  Zeitraum  der  nach­

gewiesenen Verzögerung länger gewährt.

(5)  Für verheiratete,  verw itwete und geschiedene 

Kinder wird kein Kinderzuschlag gewährt. Für ein 

Kind,  das von  einer  anderen Person  als dem Ehe­

gatten  des  Beam ten  an  Kindes  Statt  angenom men 

worden  ist,  w ird  den  natürlichen  Eltern,  für  ein 

uneheliches Kind, das für ehelich erklärt worden ist, 

wird der M utter kein Kinderzuschlag gewährt.

(6)  Der  Kinderzuschlag  beträgt  für  Kinder  bis 

zum vollendeten sechsten Lebensjahr monatlich drei­

ßig Deutsche M ark, bis zum vollendeten vierzehnten 

Lebensjahr monatlich fünfunddreißig Deutsche.M ark 

und  von  diesem  Zeitpunkt  ab  monatlich  vierzig 

Deutsche  M ark.

Art.  19

Zusam m entreffen  m ehrerer  Ansprüche

(1)  Für  dasselbe  Kind  wird  nur  ein  Kinderzu­

schlag gewährt.

(2)  Stände nach Art. 18 oder nach entsprechenden 

Vorschriften neben dem Beamten auch anderen Per­

sonen,  die  im  öffentlichen  Dienst  (Art.  16  Abs.  2) 

stehen  oder  auf  Grund  einer  Tätigkeit  im  öffent­

lichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 

versorgungsberechtigt sind, Kinderzuschlag für das­

selbe Kind zu, so w ird dem Beamten Kinderzuschlag 

gewährt,  wenn  und  soweit  er  nach  den  folgenden 

Grundsätzen anspruchsberechtigt ist:

1. Hätten  Vater  und  M utter  eines  ehelichen  oder 

eines gemeinsam an Kindes Statt angenom menen 

Kindes  für  dieses  Kind  Kinderzuschlag  zu  er­

halten,  so  wird  der  Kinderzuschlag  dem  Vater 

allein,  auf  A ntrag  eines  Anspruchsberechtigten 

jedem von ihnen zur Hälfte gewährt. Das gleiche 

gilt, wenn ein Ehegatte das Kind des anderen an 

Kindes  Statt  angenom m en  hat.  Satz  1  gilt, ent­

sprechend für Pflege- und Großeltern.

2. Hatten Pflege- und Großeltern neben natürlichen 

Eltern  Kinderzuschlag  für  dasselbe  Kind  zu  er­

halten, so wird der Kfnderzuschlag nur den Pflege­

oder Großeltern gewährt.

3. Hätten Stiefeltern neben  natürlichen Eltern  Kin­

derzuschlag für dasselbe Kind zu erhalten, so wird 

der  Kinderzuschlag  nur  den  natürlichen  Eltern 

gewährt.

4. Hätten neben der M utter eines unehelichen Kindes 

auch  der  Vater  für  dieses  Kind  Kinderzuschlag 

zu erhalten, so wird der Kinderzuschlag, wenn der 

Vater das Kind  in  seine  W ohnung aufgenom men 

hat, dem Vater allein, andernfalls dem Vater und 

der  M utter  je zur H älfte gewährt.

(3)  W ird  einem  Kinde  nach  beamtenrechtlichen 

Vorschriften  Kinderzuschlag  neben  W aisengeld  ge­

währt, so erhält der Beamte für dieses Kind keinen 

Kinderzuschlag.

Art.  20

Zahlung des Kinderzuschlags

(1)  Der  Kinderzuschlag  wird  vom  Ersten  des 

M onats an  gezahlt,  in  den das  für die  Gewährung 

maßgebende Ereignis  fällt.  Entfällt  der Grund  für 

die  Gewährung  des  Kinderzuschlags,  so  wird  die 

Zahlung erst m it dem Ablauf des nächsten  M onats 

eingestellt.

(2)  Der Eintritt,  W echsel  oder  W egfall  der  Vor­

aussetzungen des Art.  19 Abs. 2 wird m it W irkung 

vom Ersten des übernächsten M onats nach Eintritt 

des maßgebenden Ereignisses berücksichtigt. Bei Be­

endigung des  Dienstverhältnisses  des  anderen  An­

spruchsberechtigten w ird der W echsel oder der W eg­

fall der Voraussetzungen des Art. 1-9 Abs. 2 bereits 

vom Ersten des nächsten M onats an berücksichtigt; 

für den M onat des Ausscheidens erhält der Beamte 

den Kinderzuschlag abzüglich deg dem anderen be­

reits  gezahlten  Teiles des  Kinderzuschlags.

(3)  Ist für ein Kind ein Vormund oder ein Pfleger 

bestellt,  so  kann  die  Vorgesetzte  Behörde  des  Be­

amten  auf Antrag des  Vormundschaftsgerichts  be­

stim men, daß der Kinderzuschlag an den Vormund, 

den Pfleger oder das Vormundschaftsgericht gezahlt 

wird.

4. Titel

Zulagen  und  Zu wendungen

Art. 21

Stellenzulagen

(1) Stellenzulagen werden den Beamten nach den 

Besoldungsordnungen  gewährt.  Stellenzulagen  sind 

nur  Zulagen,  die  in  den  Besoldungsordnungen  als 

solche bezeichnet sind.

(2)  Stellenzulagen,  die  nach  den  Besoldungsord­

nungen  unwiderruflich sind,  gelten  als  Bestandteil 

des Grundgehalts.

(3)  Stellenzulagen,  die  nach  den  Besoldungsord­

nungen  widerruflich  sind,  werden  nur solange ge­

währt, wie der Beamte in' der mit der Zulage aus­

gestatteten Tätigkeit verwendet wird.

Art. 22

Andere Zulagen  und Zuwendungen

(1) Andere als-die in diesem Gesetz vorgesehenen 

Zulagen  dürfen nur auf Grund  besonderer  gesetz­

licher  Vorschriften  gewährt  werden.  Das  gleiche 

gilt für sonstige Zuwendungen, soweit sie nicht zur 

Bestreitung eines durch den Dienst bedingten M ehr­

aufwandes oder aus Gründen der Fürsorge gewährt 

werden.

(2)  Dienstaufwandsentschädigungen  dürfen  nur 

insoweit gewährt werden, als der Haushaltsplan die 

Mittel  hierfür  ausdrücklich  zur  Verfügung  stellt. 

Das gleiche gilt für Zuwendungen aus Gründen der 

Fürsorge, auf die kein  Rechtsanspruch  besteht.

(3)  Bei  Beamten  mit  dienstlichem  W ohnsitz  im 

Ausland oder außerhalb des W ährungsgebietes der 

Deutschen M ark können Unterschiede der Kaufkraft 

durch W ährungsabzug oder W ährungszuschlag aus­

geglichen werden.

5. Titel 

Sachbezüge

Art.  23

Anrechnung von Sachbezügen

(1) Die den Beamten gewährten Sachbezüge wer­

den  unter  Berücksichtigung  ihres  wirtschaftlichen 

W ertes  mit  einem  angemessenen  Betrag  auf  die 

Dienstbezüge angerechnet.

(2)  Bei  Einräumung  einer  Dienstwohnung  wird 

diese dem Beamten mit einem Betrag,  den die zu­

ständige  Behörde  unter  Berücksichtigung  des  ört­

lichen  M ietwertes  festsetzt,  auf  seine  Dienstbe­

züge angerechnet.

Art. 24

Dienstbekleidung, Unterkunft, 

Heilfürsorge

(1)  Die Beamten,  die zum Tragen  von  Dienstbe­

kleidung  verpflichtet sind,  erhärten  entweder  freie 

Dienstbekleidung  oder  eine  Bekleidungsabfindung. 

Die Beamten der Kriminalpolizei erhalten ein Klei­

dergeld.

(2)  Für Beamte, die auf Grund dienstlicher Ver­

pflichtung in Gemeinschaftsunterkunft wohnen, wird 

die Unterkunft unentgeltlich bereitgestellt.

(3)  Den  Beamten  der  Bayerischen  Bereitschafts­

polizei, die auf Grund dienstlicher Verpflichtung in 

Gemeinschaftsunterkunft wohnen,  wird  freie  Heil­

fürsorge gewährt. Das gleiche gilt für alle übrigen 

Beamten der Polizei für die Zeit, in der sie im Rah­

men eines Polizeieinsatzes oder von Übungen ver­

wendet werden.
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Abschnitt III

Überleitung der vorhandenen Beamten in 
das neue Recht

Art. 25

(1) Die Beamten, die am 31. März und 1. April 
1957 im Amt waren, werden nach der Überleitungs­
übersicht (Anlage III) übergeleitet. Als bisherige Be­
soldungsgruppe im Sinne dieser Übersicht gilt die 
Besoldungsgruppe, der die Beamten am 31. März 
1957 angehörten. Für Beamte, die am 31. März 1957 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften für ihre Person 
die Dienstbezüge einer höheren Besoldungsgruppe 
erhielten, gilt diese als bisherige Besoldungsgruppe. 
Soweit sich aus der Überleitungsübersicht Ände­
rungen  von Amtsbezeichnungen  ergeben,  führen 
die Beamten  die neue Amtsbezeichnung.  Ist die 
bisherige Amtsbezeichnung weder in der Anlage I 
für die neue Besoldungsgruppe noch in der Über­
leitungsübersicht  aufgeführt,  so  bestimmt  die 
oberste Dienstbehörde, welche der für die neue Be­
soldungsgruppe  vorgesehenen  Amtsbezeichnungen 
der Beamte führt.

(2) Das Besoldungsdienstalter wird mit Wirkung 
vom 1. April 1957 nach den Art. 6 bis 9 und 27 neu 
festgesetzt. Das Besoldungsdienstalter eines Beam­
ten, der vor dem 1. April 1957 ohne Dienstbezüge 
beurlaubt worden war, wird nicht nach Art. 9 Abs. 3 
hinausgeschoben, wenn es nach bisherigem Recht 
nicht hinausgeschoben worden war oder wenn der 
Beamte beim Beginn des Urlaubs das Endgrund­
gehalt seiner damaligen Besoldungsgruppe erhalten 
hatte.

(3)  Bleibt  das  neue  Grundgehalt  hinter  dem 
Uberleitungsgrundgehalt zurück, das sich aus der 
Übersicht in Anlage IV ergibt, so erhalten die Be­
amten  eine  ruhegehaltfähige Ausgleichszulage  in 
Höhe des Unterschiedes, bis dieser durch Erhöhung 
des Grundgehalts ausgeglichen ist. Allgemeine Er­
höhungen der Grundgehälter wegen einer Änderung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse bleiben außer Be­
tracht. Ist das Überleitungsgrundgehalt niedriger als 
das Grundgehalt derjenigen Dienstaltersstufe der 
Regelüberleitungsgruppe (Anlage III Nr. 1), die den 
gleichen Abstand von der Endstufe hat wie die 
Dienstaltersstufe, in der sich die Beamten nach bis­
herigem Recht am Tage vor der Bekanntmachung 
des Gesetzes im Gesetz- und Verordnungsblatt be­
fanden, so tritt dieses Grundgehalt an die Stelle 
des Überleitungsgrundgehalts; dies gilt nicht für 
die Überleitung aus der Besoldungsgruppe A 8 c. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Beamte, 
deren Beamtenverhältnis nach dem 31. März 1957, 
aber vor der Verkündung des Gesetzes geendet 
hat.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
Beamte, die in der Zeit vom 1. April 1957 bis zum 
Tage vor der Bekanntmachung des Gesetzes im Ge­
setz- und Verordnungsblatt eingestellt oder ange­
stellt worden sind; dabei tritt an die Stelle des 
1. April 1957 der Tag, von dem ab ihnen Dienst­
bezüge zustehen.

(5) Das Besoldungsdienstalter der Beamten, die 
aus der ehemaligen Einheitslaufbahn für den mitt­
leren (gehobenen) Dienst hervorgegangen sind und 
die die Voraussetzungen der Laufbahnverordnung 
vom 28. Februar 1939 (RGBl. I S. 371) für den un­
mittelbaren Eintritt in den gehobenen Dienst erfüllt 
hätten, ist so festzusetzen, wie wenn sie nach dieser 
Laufbahnverordnung eingestellt worden wären.

Art. 26

Hat sich die Zahl der Kinder eines Beamten, für 
die Kinderzuschlag zu gewähren ist, im März 1957 
verringert, so gelten für die Gewährung des Kinder­
zuschlags und des Ortszuschlags Art. 20 Abs. 1 Satz 2 
und Art. 17 Abs. 3 Satz 3 entsprechend.

Abschnitt IV

Besondere Vorschriften für die 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes 

fallenden Personen

Art. 27

Festsetzung des Besoldungsdienstalters

(1) Ist oder wird eine Person, die an der Unter­
bringung nach dem Gesetz zur Regelung der Rechts­
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen teilnimmt oder teilgenommen 
hat, bis zum 31. März 1960 als Beamter angestellt 
(eingestellt), so gilt auch die Zeit vom 9. Mai 1945 
bis zur Anstellung (Einstellung) als Dienstzeit im 
Sinne des Art. 6 Abs. 3 Nr. 3. Für die Festsetzung 
des Besoldungsdienstalters von Beamten des geho­
benen oder höheren Dienstes gilt dies nur, wenn 
die von ihnen vor dem 9. Mai 1945 zuletzt aus­
geübte hauptberufliche Tätigkeit  im  öffentlichen 
Dienst mindestens der Tätigkeit in einem Amt ihrer 
Laufbahngruppe gleichzubewerten ist. Art. 9 Abs. 1 
ist entsprechend anzuwenden, wenn der Beamte vor 
dem 9. Mai 1945 aus dem mittleren oder gehobenen 
Dienst in eine höhere Laufbahngruppe aufgestiegen 
war.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Anstellung 

(Einstellung) von Personen, die nicht an der Unter­
bringung teilnehmen, aber auf die Pflichtanteile an­
rechenbar sind oder auf die § 52 b in Verbindung 
mit § 62 oder § 63 des in Absatz 1 genannten Ge­
setzes Anwendung findet.
(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch auf die Fest­

setzung  des Besoldungsdienstalters  von Personen 
Anwendung, denen Rechte nach dem im Absatz 1 
genannten Gesetz nicht zustehen, weil sie die in § 4 
oder § 81 des in Absatz 1 genannten Gesetzes be- 
zeichneten Voraussetzungen nicht erfüllen.
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Personen, 

die früher eine ihnen angebotene Wiederverwen­
dung aus einem von ihnen zu vertretenden Grunde 
abgelehnt haben.

Art. 28

Zulage bei Zusicherung eines Zuschusses 
nach § 18 a G 131

(1) Beamte zur Wiederverwendung und an der 
Unterbringung teilnehmende frühere Beamte auf 
Widerruf,  die  wiederverwendet,  aber  noch  nicht 
endgültig untergebracht sind (§ 19 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti­
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen), kön­
nen für ihre Person die Dienstbezüge erhalten, die 
ihnen bei endgültiger Unterbringung zustehen wür­
den, wenn
1. sie mindestens in der Eingangsgruppe ihrer frü­
heren oder einer gleichwertigen Laufbahn ver­
wendet werden und

2. der Zuschuß nach § 18 a des Gesetzes zur Rege­
lung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des  Grundgesetzes  fallenden  Personen  zuge­
sichert ist.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, auf 

die § 53 Abs. 1 Satz 6 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund­
gesetzes fallenden Personen Anwendung findet.

Art. 29

Zulage durch den nach § 63 G 131 unterbringungs­
pflichtigen Dienstherrn

Beamte zur Wiederverwendung und an der Unter­
bringung teilnehmende frühere Beamte auf Wider­
ruf, die unter § 63 des Bundesgesetzes zu Artikel 131 
des Grundgesetzes  fallen und bei  dem zu ihrer 
Unterbringung verpflichteten Dienstherrn wieder­
verwendet, aber noch nicht endgültig untergebracht 
sind (§ 19 des genannten Gesetzes), können für ihre 
Person Dienstbezüge aus einem höheren als dem 
von ihnen bekleideten Amt erhalten, höchstens je­
doch die Dienstbezüge, die ihnen bei endgültiger 
Unterbringung zustünden.
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Kapitel II

Die V e r s o r g u n g s b e z ü g e 

Abschnitt I

Berechnung der Versorgungsbezüge

Art. 30

Zahlung der Versorgungsbezüge 

Für die Zahlung der Versorgungsbezüge gilt Art. 
4 Abs. 2 und 4 entsprechend.

Art. 31 

Ortszuschlag

(1) Der Berechnung der Versorgungsbezüge ist der 
Ortszuschlag nach diesem Gesetz mit dem Satz für 
die Ortsklasse A zu Grunde zu legen, und zwar 
auch dann, wenn der Beamte einen Ortszuschlag nur 
teilweise bezogen hat.

(2) Art. 16 gilt entsprechend.

Art. 32

Kinderzuschlag

(1) Neben Ruhegehalt oder Witwengeld wird Kin­
derzuschlag nach diesem Gesetz gewährt. Waisen 
erhalten den Kinderzuschlag neben dem Waisengeld, 
wenn Witwengeld nicht zu zahlen ist. Erlischt das 
Waisengeld wegen Vollendung des vierundzwanzig­
sten Lebensjahres, so wird der Kinderzuschlag nach 
Art. 18 weitergewährt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Gewährung 
von  Kinderzuschlägen  neben  Unterhaltsbeiträgen.

Abschnitt II

Anpassung der Versorgungsbezüge

Art. 33

Anpassung des Grundgehalts

(1) Die Bezüge der am 1. April 1957 vorhandenen 
Empfänger von Versorgungsbezügen einschließlich 
Emeritenbezügen und Ubergangsgehältern, die der 
Freistaat Bayern zu tragen hat, sind nach folgen­
den Vorschriften neu festzusetzen:

1. Neues  Grundgehalt  ist  der Monatsbetrag  des 
Grundgehalts  einschließlich  der ruhegehaltfähi­
gen Zulagen, das der Berechnung der ruhegehalt­
fähigen Dienstbezüge am 31. März 1957 zu Grunde 
zu legen war, erhöht

a) um fünfundsechzig vom Hundert, wenn es ein 
Endgrundgehalt  oder  ein  festes  Grundgehalt 
war,

b) um achtzig vom Hundert, wenn es das Grund­
gehalt der ersten bis dritten Dienstaltersstufe 
der Eingangsbesoldungsgruppe einer Laufbahn­
gruppe war,

c) um fünfundsiebzig vom Hundert in den übrigen 
Fällen

und um den besonderen Zuschlag, der nach § 1 
Abs.  2  des  Gesetzes  vom  20.  November  1951 
(BayBS III S. 339) zu zahlen war oder zu zahlen 
gewesen wäre, wenn das Beamtenverhältnis erst 
nach  dem  1.  Oktober  1951  geendet hätte.  Die 
Zulagen von fünfundfünfzig vom Hundert nach 
Art.  1  und 2 des Gesetzes vom 26. März 1956 
(BayBS III S. 341) gelten nicht als ruhegehalt­
fähige Zulagen im Sinne des Satzes 1. Das nach 
Buchstabe  c  ermittelte neue  Grundgehalt darf 
das nach Buchstabe a errechnete neue Grundge­
halt der gleichen Besoldungsgruppe nicht über­
steigen.

2. Liegt der Berechnung der Versorgungsbezüge ein 
Grundgehalt nicht zu  Grunde,  so tritt an  die 
Stelle  der Zulagen,  die am 31.  März  1957  zu­
standen,  eine  Zulage  von  fünfundsechzig  vom 
Hundert.

(2) Für die Anwendung der Ruhensvorschriften 
gilt das neue Grundgehalt nach Abs. 1 Nr. 1 oder 
die  Versorgungsbezüge  einschließlich  der  Zulage 
nach Abs. 1 Nr. 2 als das Grundgehalt, das der Be­
amte nach dem Besoldungsrecht  zuletzt  bezogen 
oder das ihm nach dem Besoldungsrecht zuletzt zu­
gestanden hat.

Art. 34

Anpassung des Ortszuschlags und des 
Kinderzuschlags

(1) An die am 1. April 1957 vorhandenen Ver­
sorgungsempfänger werden Ortszuschlag und Kin­
derzuschlag nach Maßgabe der Art. 31 und 32 ge­
währt.

(2) An die Stelle der bisherigen Tarifklassen des 
Wohnungsgeldzuschusses treten die Tarifklassen des 
Ortszuschlags nach folgender Übersicht:

Wohnungsgeldzuschuß  Ortszuschlag
Tarifklasse  Tarifklasse

I  Ia
II  Ib
III  II
IV  III
V, VI, VII  IV.

Bemessen sich die Versorgungsbezüge nach einer 
Besoldungsgruppe, in der für das Anfangsgrund­
gehalt und das Endgrundgehalt nicht die gleiche 
Tarifklasse des Wohnungsgeldzuschusses bestimmt 
war, so richtet sich die Zuteilung zu der neuen Tarif­
klasse nach der für das Endgrundgehalt bestimmten 
höheren Tarifklasse.

Kapitel III

Beamte und V e r s o r g u n g s b e r e c h t i g t e 
der Gemeinden, G e m e i n d e v e r b ä n d e , 
Körperschaften, Anstalten und Stif­

tungen des öffentlichen Rechts

Art. 35

(1) Dieses Gesetz gilt auch für die Beamten und 
die Versorgungsberechtigten  der Gemeinden, Ge­
meindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des 
Staates unterstehenden Körperschaften,  Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts.

(2) Die Gemeinden, Gemeindeverbände und die 
sonstigen der Aufsicht des Staates unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­
fentlichen Rechts sind verpflichtet, ihre Beamten in 
die Gruppen der Besoldungsordnungen A, H und B 
(Anlage I) einzureihen.

(3) Die mit Staatsbeamten vergleichbaren Beam­
ten sind mit entsprechenden Amtsbezeichnungen in 
dieselben Besoldungsgruppen wie die Staatsbeamten 
einzureihen.  Die  Gemeinden,  Gemeindeverbände 
und die sonstigen der Aufsicht des Staates unterste­
henden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts entscheiden über die Bewer­
tung der einzelnen Beamtenstellen und deren Ein­
reihung in die Besoldungsgruppen innerhalb einer 
Laufbahngruppe nach eigenem pflichtmäßigem Er­
messen.

(4) Die Staatsminislerien werden für ihren Be­
reich ermächtigt, im Benehmen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden und nach Anhörung der Spitzen­
organisationen der zuständigen Gewerkschaften und 
Berufsverbände im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung

1. Rahmenbestimmungen über die Einreihung von 
Beamten, die mit Staatsbeamten nicht vergleich­
bar sind, sowie Richtlinien für deren Amtsbe­
zeichnungen,

2. Rahmenbestimmungen über die Gewährung von 
Stellenzulagen, anderen Zulagen, Dienstaufwands- 
entschädigungen und sonstigen Zuwendungen

zu erlassen.
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Kapitel IV 

Schl nfi Vorschriften

Art. 36

Verweisungen 
in anderen Bestimmungen

(1) Soweit in anderen Bestimmungen auf Besol­

dungsgruppen der bisher geltenden Besoldungsord­
nungen verwiesen wird, treten an ihre Stelle die 

aus Anlage III Nr. 1 (Regelüberleitung) sich erge­
benden  entsprechenden  Besoldungsgruppen  dieses 

Gesetzes.

(2) Soweit in anderen Bestimmungen auf Dienst­

altersstufen  der  bisher  geltenden  Besoldungsord­
nungen verwiesen wird, treten an ihre Stelle die­
jenigen Dienstaltersstufen der entsprechenden Be­

soldungsgruppe gemäß Absatz 1, deren Grundgehalt 
gegenüber  den  Überleitungsgrundgehältern  (An­

lage IV) gleich hoch oder nächsthöher ist

(3)  Soweit  in  anderen  Bestimmungen  auf  den 

Wohnungsgeldzuschuß  verwiesen  ist,  gilt  Art.  34 
Abs. 2 entsprechend.

Art 37

Erlaß von Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder­
lichen  allgemeinen  Rechtsvorschriften  erläßt  die 
Staatsregierung,  die  zur  Durchführung  erforder­
lichen  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  das 

Staatsministerium der Finanzen im Benehmen mit 
den  jeweils  beteiligten  Staatsministerien.  Rechts­

und Verwaltungsvorschriften, die nur einzelne Ge­
schäftsbereiche  betreffen,  erläßt  das  beteiligte 
Staatsministerium  im  Einvernehmen  mit  dem 

Staatsministerium der Finanzen.

Art. 38

Änderung der Dienst- und Versorgungsbezüge 
und der Eingruppierung, Erstattung von Dienst- 

und  Versorgungsbezügen

(1) Die Dienst- und Versorgungsbezüge sowie die 
Einreihung der Beamten in die Gruppen der Besol­
dungsordnungen können nur durch Gesetz geändert 
werden.

(2) Werden Beamte oder Versorgungsberechtigte 

durch eine Änderung ihrer Bezüge oder ihrer Ein­
reihung in die Gruppen der Besoldungsordnungen 
mit rüdewirkender Kraft schlechter gestellt, so sind 
die Unterschiedsbeträge nicht zu erstatten.

(3) Im übrigen richtet sich die Rückforderung zu­
viel gezahlter Dienst- oder Versorgungsbezüge nach 
den  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be­

reicherung. Der Kenntnis des  Mangels des recht­
lichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn 
der Mangel so offensichtlich war, daß der Empfän­
ger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückfor­

derung  kann  aus  Billigkeitsgründen  mit Zustim­
mung der obersten Dienstbehörde ganz oder teil­
weise abgesehen werden.

(4) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 3 sind 

alle den Beamten mit Rücksicht auf ihr Amt ge­
leisteten Zahlungen.

Art. 39

Änderung  des  Bayerischen  Beamtengesetzes

Art. 105 Abs. 2 des Bayerischen Beamtengesetzes 
vom 28. Oktober 1946 (BayBS III S. 256) erhält fol­
gende Fassung:

„(2) Das Ruhegehalt darf nicht hinter sechzig 

vom  Hundert  der  jeweils  ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der dritten Dienstaltersstufe 

der Besoldungsgruppe A 1  Zurückbleiben “

Art 40

Änderung des Gesetzes über kommunale
Wahlbeamte

Das Gesetz über die beamten- und dienststraf­
rechtliche Stellung, Besoldung und Versorgung der 

kommunalen Wahlbeamten  (Gesetz  über  kommu­

nale Wahlbeamte) vom 10. Juli 1952 (BayBS I S. 541) 
in der Fassung des Gesetzes vom 10. Februar 1958 
(GVB1 S. 22) wird wie folgt geändert:

1. Die Art. 8 und 10 erhalten folgende Fassung:

„Art. 8

(1)  Die  Landräte  erhalten  Grundgehalt,  fer­
ner Ortszuschlag, Kinderzuscfalag, Trennungsent­

schädigung,  Reise-  und Umzugskostenvergütung 
sowie Urlaub nach den entsprechenden Bestim­
mungen für bayerische Staatsbeamte.

(2) Die Grundgehälter der Landräte müssen an­
gemessen sein. Sie gelten als angemessen, wenn 

sie sich innerhalb nachstehender Rahmen halten: 

in Landkreisen

bis zu 30 000 Einwohnern  .  .  1000—1400 DM,

in Landkreisen

über 30 000—50 000 Einwohnern  1100—1650 DM, 

in Landkreisen
über 50000 Einwohnern  .  .  .  1400—1950 DM

monatlich.

Nach mindestens zehnjähriger Amtszeit kann das 
Grundgehalt bis zu 200 DM monatlich über dem 
oberen Rahmensatz festgesetzt werden. Das ver­
einbarte Gehalt bleibt für die ganze Wahldauer 
bestehen, wenn sich die Einwohnerzahl des Land­
kreises ändert.

(3)  Außerdem  wird  eine  Dienstaufwandsent­
schädigung von 200 DM im Monat gewährt.

Art. 10

(1) Die berufsmäßigen Bürgermeister und be­
rufsmäßigen  Gemeinderatsmitglieder  erhalten 
Grundgehalt, ferner Ortszuschlag, Kinderzuschlag, 
Trennungsentschädigung,  Reise-  und  Umzugs­
kostenvergütung sowie Urlaub nach den entspre­
chenden Bestimmungen  für  bayerische  Staats­
beamte.

(2) Die Grundgehälter müssen angemessen sein. 
Sie gelten für die berufsmäßigen ersten Bürger­
meister als angemessen, wenn sie sich innerhalb 

nachstehender Rahmen halten:

in kreisangehörigen Gemeinden
bis zu 5000 Einwohnern  .  .  .  450—1100 DM, 

in kreisangehörigen Gemeinden 

bis zu 20 000 Einwohnern 
sowie in  kreisfreien Städten 
unter 10 000 Einwohnern .  .  .  850—1400 DM, 

in kreisangehörigen Gemeinden 
von 20 000—50 000 Einwohnern 
sowie in kreisfreien Städten 
von 10 000—50 000 Einwohnern  1100—1950 DM, 

in Städten
von 50 000—100 000 Einwohnern  1650—2500 DM, 

in Städten
über 100 000 Einwohnern mindestens  2500 DM 

monatlich.

Nach mindestens zehnjähriger Amtszeit kann das 
Grundgehalt bis zu 200 DM monatlich über dem 

oberen Rahmensatz festgesetzt werden. Das ver­
einbarte Gehalt bleibt für die ganze Wahldauer 
bestehen, wenn sich die Einwohnerzahl der Ge­

meinde ändert

(3) Die Grundgehälter der weiteren berufsmä­
ßigen Bürgermeister betragen 80°/o bis 100*/e der 

Satze gemäß Absatz 2.

(4) Die Grundgehälter der berufsmäßigen Ge­

meinderatsmitglieder betragen 60®/o bis 80*/» der 

Sätze gemäß Absatz 2.
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(5) Die besonderen Aufwendungen der berufs­

mäßigen Bürgermeister werden durch eine ange­

messene Dienstaufwandsentschädigung bis zu mo­

natlich  350  DM  abgegolten.  Den  berufsmäßigen 

Gemeinderatsmitgliedern  wird  eine  solche  Auf­

wandsentschädigung in Höhe der für die ehren­

amtlichen Gemeinderäte vorgesehenen Aufwands­

entschädigung gewährt.“

2. In  Art.  11  Absatz  1  Buchstabe  b  werden  die 

Worte „nebst Teuerungszuschlag“ gestrichen.

Art. 41

Änderung der Sehulbedarfgesetze

(1)  Art.  62 a  des  Schulbedarfgesetzes  vom  14. 

August 1919 (BayBS II S. 584) erhält folgende Fas­

sung:

„Art. 62 a

(1) Für die Volksschulfachlehrer gelten die Vor­

schriften des Bayer. Besoldungsgesetzes entspre­

chend, soweit nichts anderes bestimmt ist. Volks­

schulfachlehrer sind Personen, die von der Anstel­

lungsbehörde für Volksschullehrer zur Erteilung 

des Unterrichts in bestimmten Lehrgegenständen 

an  öffentlichen  Volksschulen  planmäßig  oder 

außerplanmäßig hauptamtlich angestellt sind; der 

persönliche Bedarf für diese Volksschulfachlehrer 

und  ihrer  Hinterbliebenen  ist  jedoch  von  den 

Trägern des sächlichen Schulbedarfs aufzubringen 

und auszuzahlen.

(2)  Die  Dienstbezüge  der  vorgenannten  plan­

mäßigen  und außerplanmäßigen  Volksschulfach­

lehrer sind  im Rahmen  der  vom Staatsministe­

rium  für Unterricht und  Kultus  im  Einverneh­

men  mit  dem  Staatsministerium  der  Finanzen 

durch  Rechtsverordnung  zu  erlassenden  Richt­

linien, in denen auch die Zahl der Beförderungs­

stellen  vorgeschrieben  werden kann,  durch eine 

Satzung des Trägers des sächlichen Schulbedarfs 

zu  regeln.  Die Satzung erläßt  der Gemeinderat, 

bei Volksschulverbänden der Volksschulverbands­

ausschuß.

(3) Die Gemeinden können die Volksschulfach­

lehrer  wegen  der  nach  Abs.  1  aufzubringenden 

Versorgungsbezüge beim Bayer. Versorgungsver­

band anmelden. Die beteiligten Staatsministerien 

können hierüber nähere Vorschriften erlassen.“

(2)  Das  Schulbedarfgesetz  vom  11.  Januar  1939 

(BayBS II S. 588) wird wie folgt geändert:

1. Art. 18 a erhält folgende Fassung:

„Art.  18 a

Die kirchlichen Genossenschaften erhalten vom 

Staat eine Vergütung

1. für jede von der Regierung als Lehramtsanwär­

ter erklärte Lehrkraft in Höhe der Unterhalts­

zuschüsse oder der Vergütungen bei Beschäfti­

gungsaufträgen  der  entsprechenden  Beamten­
anwärter,

2. für jede von der Regierung als außerplanmäßig 

erklärte Lehrkraft in Höhe des Anfangsgrund­

gehalts der außerplanmäßigen Beamten der ent­

sprechenden Laufbahn, dazu die Hälfte des tref­

fenden Ortszuschlags,

3. für jede von der Regierung als planmäßig er­

klärte Lehrkraft,

a) wenn sie Aufgaben eines Beamten der Ein­

gangsgruppe ihrer Laufbahn wahrnimmt,  in 

Höhe  des  Grundgehalts  der  vierten  Dienst­

altersstufe der Besoldungsgruppe dieses Be­
amten,

b) wenn  ihr  die  Dienstbezeichnung  eines  Be­

amten in einer Beförderungsgruppe verliehen 

worden  ist,  in  Höhe  des  Grundgehalts  der

sechsten  Dienstaltersstufe  der  Besoldungs­

gruppe dieses Beamten,

dazu  Stellenzulagen  und die  Hälfte  des  tref­

fenden  Ortszuschlags.“

2. Hinter Art.  18 a werden  folgende Art.  18 b und 

18 c  eingefügt:

„Art. 18 b

(1)  Die  Dienstwohnungsvergütung,  die  der 

Volksschullehrer  für  seine  Dienstwohnung  zu 

entrichten hat, wird von der Zahlstelle durch Ab­

zug bei der Auszahlung der Dienstbezüge einge­

hoben.

(2)  Den  einbehaltenen  Betrag  überweist  die 

Zahlstelle am Schlüsse jedes Vierteljahres an die 

Gemeinden oder Volksschulverbände. Art. 58 Abs. 

III des Schulbedarfgesetzes vom 14. August 1919 

gilt entsprechend. Das Staatsministerium für Un­

terricht und Kultus kann im Einvernehmen mit 

dem Staatsministerium der Finanzen abweichende 

Vorschriften  für  die  Fälle  erlassen,  in  denen 

dem Staat oder einem Dritten das Eigentum oder 

Miteigentum an dem Dienstwohngebäude zusteht 

oder die Baulast obliegt.

Art. 18 c

(1) Die in Art. 2 des Bayer. Besoldungsgesetzes 

bezeichnten Bezüge gelten als Diensteinkommen 

im Sinne der Schulbedarfgesetze vom 14. August 

1919 und vom 11. Januar 1939, soweit nicht etwas 

anderes bestimmt ist.

(2) Die auf Grund dieses Gesetzes berechneten 

Versorgungs-  und  Hinterbliebenenbezüge  gelten 

als  Ruhegehalt oder  als Witwen-  oder  Waisen­

geld  im  Sinne  der  Schulbedarfgesetze  vom  14. 

August  1919 und vom 11. Januar 1939.“

Art. 42

Ergänzung der Reichshaushaltsordnung

Die Reichshaushaltsordnung in her Fassung  des 

Gesetzes über die fünfte Änderung der Reichshaus­

haltsordnung vom 30. April 1938 (RGBl. II S. 145) 

wird wie folgt ergänzt:

Hinter § 36 a wird folgender § 36 b eingefügt:

„§ 36 b

(1) Ein Amt,  das in einer der Besoldungsord­

nungen aufgeführt ist, die dem Besoldungsgesetz 

als  Anlage  beigefügt  sind,  darf  nur  zusammen 

mit der Einweisung in eine besetzbare Planstelle 

verliehen werden.

(2) Wer als Beamter befördert wird, kann mit 

Wirkung vom  Ersten des  Monats,  in  dem seine 

Ernennung  wirksam  geworden  ist,  in  die  ent­

sprechende, zu diesem Zeitpunkt besetzbare Plan­

stelle  eingewiesen  werden.  Er  kann  mit  Rück­

wirkung von höchstens drei Monaten eingewiesen 

werden, soweit er während dieser Zeit die Oblie­

genheiten  dieser  oder  einer  gleichartigen  Stelle 

tatsächlich wahrgenommen hat und die Stelle, in 

die er eingewiesen wird, besetzbar war.“

Art 43

Änderung des Gesetzes über Gehalt, Ruhegehalt 

und Hinterbliebenenversorgung der Mitglieder 

der Bayerischen Staatsregierung 

(1) Das Gesetz über Gehalt, Ruhegehalt und Hin­

terbliebenenversorgung  der  Mitglieder  der  Baye­

rischen  Staatsregierung  vom  5.  September  1946 

(BayBS III S. 249) wird wie folgt geändert:

1. An die Stelle des Art. 6 Absatz 2 Satz 2 treten 

folgende Sätze:

„Das lebenslängliche Ruhegehalt beträgt min­

destens  35  vom  Hundert  des  Amtsgehalts  und 

erhöht sich für jedes Jahr der Amtszeit als Re-
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gierungsmitglied um 3 vom Hundert, bei Teilen 
eines Amtsjahres um  1 vom Hundert für je 
120 Tage, höchstens bis 75 vom Hundert des 
Amtsgehalts.  War  das Regierungsmitglied  im 
Zeitpunkt seiner Berufung Beamter mit Versor­
gungsanspruch, so erhält es, soweit nicht die vor­
stehende Berechnung günstiger ist, als lebensläng­
liches Ruhegehalt das im Zeitpunkt der Berufung 
erdiente Beamtenruhegehalt zuzüglich 3 vom Hun­
dert des Amtsgehalts für jedes Jahr der Amtszeit 
als Regierungsmitglied, bei Teilen eines Amts­
jahres je 1 vom Hundert für je 120 Tage, bis 
höchstens 75 vom Hundert des Amtsgehalts. Die 
Hinterbliebenenversorgung bemißt sich nach Art. 
108 bis 120 des Bayer. Beamtengesetzes.“

2. In Art. 7 Absatz 2 treten an die Stelle der Worte 
„Art. 6 Absatz 2 Satz 2“ die Worte „Art. 6 Ab­
satz 2 Satz 2 bis 4“.

(2)  Ruhegehaltsfestsetzungen für ehemalige Mit­
glieder der Staatsregierung, bei denen der Vom­
hundertsatz des Ruhegehalts durch die Staatsregie­
rung bestimmt wurde, bleiben wirksam.

Art. 44

Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
der Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs 

Das Gesetz über die Entschädigung der Mitglie­
der des Verfassungsgerichtshofs vom 3. September 
1949 (BayBS I S. 29) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 1 tritt an die Stelle des Betrages 
von 200 DM ein Betrag von 400 DM.

2. In § 2 Absatz 1 tritt an die Stelle des Betrages 
von 100 DM ein Betrag von 200 DM.

3. In § 2 Absatz 2 tritt an die Stelle des Betrages 
von 50 DM ein Betrag von 100 DM.

4. § 3 erhält folgende Fassung:

„Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs er­
halten für die Teilnahme an einer Sitzung je 
Sitzungstag ein Sitzungsgeld von 30 DM.“

Art. 45

Änderung des Gesetzes über die Bayerische 
Staatsbank

Art. 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Bayerische 
Staatsbank vom 25. Oktober 1950 (BayBS III S. 561) 
erhält folgende Sätze 2 und 3:

„Die Staatsbankbeamten können nach näherer 
Bestimmung durch das Staatsministerium der Fi­
nanzen  aus dem Reingewinn  der Bayerischen 
Staatsbank widerrufliche, nichtruhegehaltfähige 
Nebenbezüge erhalten. Der jährliche Gesamtauf­
wand hierfür darf 25 v. H. des Durchschnitts der 
bilanzmäßig ausgewiesenen Reingewinne der letz­
ten vier Jahre nicht übersteigen.“

Art. 46

Änderung des Gesetzes über die Bayerische 
Landesbodenkreditanstalt 

Art. 5 des Gesetzes über die Bayerische Landes­
bodenkreditanstalt vom 19. April 1949 (BayBS III
5. 564) erhält folgenden neuen Absatz 3:

„(3) Die Beamten der Anstalt können nach nä­
herer Bestimmung durch das Staatsministerium 
der Finanzen eine widerrufliche, nichtruhegehalt­
fähige Bankzulage bis zur Höhe von 20 vom 
Hundert des Grundgehalts erhalten.“

Art. 47

Beihilfen

(1)  Für die Gewährung von Beihilfen in Krank- 
heits-, Geburts- und Todesfällen an Beamte, Beam­
tenanwärter, Warte- und Ruhestandsbeamte sowie 
an deren versorgungsberechtigte Hinterbliebene gel­
ten die Beihilfengrundsätze des Bundes. Die oberste 
Dienstbehörde setzt die Beihilfe fest. Sie kann diese 
Befugnis auf andere Behörden übertragen.

(2) Absatz 1 gilt auch für Angestellte, Arbeiter 
und Lehrlinge (Verwaltungs-, Angestellten- und 
Handwerkslehrlinge) im Dienst des Freistaates Bay­
ern, der Gemeinden, Gemeindeverbände und der 
sonstigen unter der Aufsicht des Staates stehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­
fentlichen Rechts, soweit nicht in einem Tarifver­
trag eine günstigere Regelung getroffen ist oder 
wird.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Ge­
meinden, Gemeindeverbände und sonstige unter der 
Aufsicht des Staates stehende Körperschaften, An­
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, wenn 
sie eine Versicherung abgeschlossen haben, deren 
Leistungen den nach Absatz 1 zu gewährenden Bei­
hilfen entsprechen.

Art. 48

In den Stellenplänen des Staatshaushalts 1957 
treten an die Stelle der bisherigen Besoldungsgrup­
pen und Amtsbezeichnungen die aus Anlage III 
Nr. 1 und 2 sich ergebenden neuen Besoldungsgrup­
pen und Amtsbezeichnungen. Die Haushaltsmittel 
für die nach dem Besoldungsgesetz zustehenden Zu­
lagen und Zuwendungen gelten als bewilligt.

Art. 49 

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz ist dringlich; es tritt am 1. April 
1957 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. das Bayerische Besoldungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. Februar 1955 (BayBS 
III S. 312),

2. das Gesetz über die Gewährung von Zulagen an 
die  Beamten  und  Versorgungsempfänger  des 
Bayerischen  Staates  vom 20. November 1951 
(BayBS III S. 339),

3. das Vierte Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des  Besoldungsrechts  vom  11.  August  1954 
(BayBS III S. 340),

4. das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Be­
soldungsgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung des Bayerischen Staatsministeriums der 
Finanzen vom 23. Februar 1955 vom 26. März 
1956 (BayBS III S. 341),

5. das Gesetz zur Änderung des Vierten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Besoldungs­
rechts vom 26. März 1956 (GVB1. S. 62),

6. das Zweite Gesetz zur Änderung des Bayerischen 
Besoldungsgesetzes vom 12. Juni 1956  (GVB1. 
S. 102),
7. die Verordnung über die Besoldungsangleichung 
bei den Beamten der Gemeinden, Gemeindever­
bände und Körperschaften des öffentlichen Rechts 
(Zweite  Besoldungsangleichungsverordnung  — 
2. BAV —) vom 7. August 1933 (BayBS I S. 548),

8. die Beihilfengrundsätze vom 25. Juni 1942 (RBB 
S. 157), in Bayern bekanntgemacht am 11. Sep­
tember 1942 (BayBS III S. 427).

(3) Die Ausführungsbestimmungen zum Baye­
rischen  Besoldungsgesetz  (Besoldungsvorschriften 
— BV —) vom 23. Februar 1955 (BayBS III S. 326) 
bleiben bis auf weiteres in Kraft, soweit sie diesem 
Gesetz nicht widersprechen. Das gleiche gilt für die 
Vorschriften über Reichsdienstwohnungen (Dienst­
wohnungsvorschriften — DWV —) vom 30. Januar 
1937 (RBB S. 9) in der derzeit geltenden Fassung.

(4) Bis zum Erlaß der in Art. 4 Abs. 1 Satz 2 
vorgesehenen Rechtsverordnungen verbleibt es bei 
den bestehenden Zuständigkeiten.

München, den 14. Juni 1958

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Hanns Seidel
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A n l a g e I

B e s o l d u n g s o r d n u n g e n

V o r b e m e r k u n g e n

1. Die Amtsbezeichnungen sind in jeder Besoldungs­
gruppe in der Buchstabenfolge geordnet

2. Die Grundgehaltssätze sind Monatsbeträge. Sie 
sind für alle Besoldungsgruppen in einer Über­
sicht am Schluß dieser Anlage zusammengestellt.

B e s o ld u n g s o r d n u n g e n   f ü r   a u f s t e i g e n d e   G e h ä lt e r 

B a y e r is c h e  B e s o l d u n g s o r d n u n g   A 

B e s o ld u n g s g r u p p e   1

2 5 9   —  2 6 0   —  2 7 9  —  2 8 0  —  2 9 0   —   3 0 0   —  3 1 0   —  3 2 0   —  
3 3 g   —   3 4 0   —   3 5 a   D M

Ortszuschlag: IV
Betriebswarte,
Bootsmänner,
Gestütswärter,
Hauswarte,
Offizianten.

B e s o ld u n g s g r u p p e   2

2 6 0   —   2 7 0   —   2 8 0   —   2 9 0   —   3 0 0   —   3 1 0   —  3 2 »   —  3 3 »  ■ 
3 4 0   —   3 5 0   —   3 6 0   —   3 7 0   D M

Ortszuschlag: IV

Betriebsgehilfen,
Betriebsoberwarte,
D r u c k e r ,

Eichgehilfen,'
Gärtner,
G e ld z ä h le r ,

Gestütsoberwärter,
Gestütsschmiede,
Hausmeister,
Justizwachtmeister,
Oberbootsmänner,
Oberoffizianten,
Steuerwachtmeister,
V ermessu ngswarte.

B e s o ld u n g s g r u p p e   3

2 7 0   —   2 8 0   —   2 9 0   —   3 0 0   —   3 1 #  —   3 2 0  —   3 3 *  —   3 4 » 
3 5 0   —   3 6 0   —   3 7 0   —   3 8 0   D M

Ortszuschlag: IV

Betriebshauptwarte,
Betriebsobergehilfen,
Eichobergehilfen,
Gestütshauptwärter, - 
Hauptbootsmänner,
H a u p t o f f iz ia n t e n ,

Hausverwalter,
Justizoberwachtmeister,
Oberdrucker,
Obergärtnei*
Obergeldzähler,
Obergestütsschmiede,
Obersteuer Wachtmeister,
Vermessungsoberwarte.

B e s o ld u n g s g r u p p e   4

2 8 0   —   2 9 #   —   3 0 0  —   3 1 0  —   3 2 0  —   3 3 0  —   3 4 9   —   3 5 0   • 
3 6 0   —   3 7 0   —   3 8 0   —   3 9 0   D M

Ortszuschlag: IV

Amtsmeister,
Betriebsmeister,
Eichhauptgehilfen,
Hauptsteuerwachtmeister,
Hebammen an Universitätsklinik«», 
Justizhauptwachtmeister,
Pfleger an Krankenanstalten, 
Vermessungshauptwarte.

B e s o ld u n g s g r u p p e   5

3 0 0   —   3 1 0  —   3 2 0   —   3 3 0   —   3 4 0   —   3 5 0   —   3 6 0   —   3 7 0   — 
3 8 0   —   3 9 0   —   4 0 0   —   4 1 0   —   4 2 0   D M

Ortszuschlag: IV
Assistenten,
B a n k a s s is t e n t e n ,

Eichwarte,
Erste Maschinenmeister,
Fischermeister,
Forstassistenten,
Forstwarte,
Gartenmeister,
Gewerbeassistenten,
Justizassistenten,
Justizvollstreckungsassistenten '), 
Landwirtschaftsassistenten,
Lithographieassistenten,
Oberhebammen an Universitätskliniken, 
Oberpfleger an Krankenanstalten,
Oberwachtmeister im Strafvollzugsdienst, 
Ökonomiebaumeister,
Polizeiassistenten,
Präparatoren,
Regierungsassistenten,
Sattelmeister,
Schiffsführer,
Schiffsmaschinisten,
Schloßverwalter, soweit nicht in B e s o ld u n g s ­

g r u p p e  A 6 ,

Staatsbankassistenten,
Steuerassistenten -),
Steuermänner,
Vermessungsassistenten,
Werkführer.

') Das Staatsministerium der Justiz kann Im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen eine wider­
rufliche, niehtruhegehaltfähige Vergütung bewilligen.

>) Können im Vollstreckungsdienst nach näherer Bestim­
mung  des  Staatsministeriums der  Finanzen eine wider­
rufliche. niehtruhegehaltfähige Vergütung erhalten.

B e s o ld u n g s g r u p p e   S

3 1 7   —   3 3 1   —   3 4 5   —   3 5 9   —   3 7 3 —   3 8 7 —   4 0 1 —   4 1 5  —  
4 2 9   —   4 4 3   —   4 5 7 —   4 7 1 —   4 8 5 D M

O r t s z u s c h la g :   I V

Banksekretäre,
E ic h m e is t e r  *),

F l u ß m e i s t e r '),

F o r s t s e k r e t ä r e ,

Gartenverwalter,
G e w e r b e s e k r e t ä r e

H a f e n v e r w a lt e r ,

H a u p t w a c h t m e is t e r   i m   S t r a f v o ll z u g s d i e n s t , 
J u s t i z s e k r e t ä r e ,

J u s t i z v o lls t r e c k u n g s s e k r e t ä r e  *),

Kriminalhauptwachtmeister,
Landwirtschaftssekretäre,
Lehrbrennmeister'),
L e h r m e is t e r   a n   B e r u f s f a c h s c h u le n   u n d   F a c h ­

s c h u le n  ’),

Lithographiesekretäre *),
Oberpräparatoren,
Obersattelmeister,
Ökonomieverwalter,
Polizeihauptwachtmeister,
Polizeisekretäre,
Regierungssekretäres),
Revierforstwarte,
Schiffskapitäne l),
Schiffsmaschinenmeister *),
Schloßverwalter, soweit nicht in B e s o ld u n g s ­

gruppe A 5,
Staatsbanksekretäre,
Steuersekretäre4),
Technische Sekretäre ‘),
Vermessungssekretäre *),
Verwalter der Walhalla,
Werkmeister').



112 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 13/1958

') Erhalten eine unwiderrufliche, ruhegehaltfähige Stel­
lenzulage von 20 DM, im Strafvollzugsdienst von 35 DM.

!) Das Staatsministerium der Justiz kann im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen eine wider­
rufliche, nichtruhegehaltfähige Vergütung bewilligen.

’) Erhalten im Flurbereinigungsdienst eine unwiderruf­
liche, ruhegehaltfähige Stellenzulage von 20 DM.

*) Können im Vollstreckungsdienst nach näherer Bestim­
mung des Staatsministeriums der Finanzen eine wider­
rufliche, nichtruhegehaltfähige Vergütung erhalten.

Besoldungsgruppe 7

352 — 371 — 390 — 409 — 428 — 447 — 466 — 485 — 
504 — 523 — 542 — 561 — 580 DM

Ortszuschlag: III

Bankobersekretäre,
Forstobersekretäre,
Gerichtsvollzieher'),
Gewerbeobersekretäre,
Hafenoberverwalter,
Hauptpräparatoren,
J ustizobersekretäre,
Kriminalmeister,
Landwirtschaftsobersekretäre,
Lithographieobersekretäre,
Obereichmeister,
Oberflußmeister,
Oberforstwarte,
Obergartenverwalter,
Oberlehrmeister an Berufsfachschulen und Fach­
schulen,

Oberschloßverwalter,
Obersteuersekretäre -‘),
Oberwerkmeister,
Ökonomieoberverwalter,
Polizeimeister,
Polizeiobersekretäre,
Regierungsobersekretäre,
Restauratoren,
Schiffahrtsverwalter,
Staatsbankobersekretäre,
Straßenmeister ®),
Technische Obersekretäre,
V ermessungsobersekretäre,
Verwalter im Strafvollzugsdienst,
Zahntechniker an Universitätskliniken.

') Das Staatsministerium der Justiz kann im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen einen Anteil 
an den Gebühren, eine Zulage oder eine Dienstaufwands­
entschädigung bewilligen und einen Betrag als ruhegehait- 
fähig erklären.
*) Können im Vollstreckungsdienst nach näherer Bestim­
mung des Staatsministeriums der Finanzen eine wider­
rufliche, nichtruhegehaltfähige Vergütung erhalten.

*) Dieser Besoldungsgruppe werden nur solche Beamte 
zugeteilt,  die  einen  Ausbildungslehrgang  für  Straßen­
meister  besucht  und die vorgeschriebene Dienstprüfung 
bestanden haben.

Besoldungsgruppe 8

383 — 404 — 425 — 446 — 467 — 488 — 509 — 530 — 
551 — 572 — 593 — 614 — 635 DM

Ortszuschlag: III

Bankhauptsekretäre,
Betriebsleiter im Strafvollzugsdienst, 
Forsthauptsekretäre,
Gewerbehauptsekretäre,
Haupteichmeister,
Hauptflußmeister,
Hauptforstwarte,
Hauptsteuersekretäre *),
Hauptwerkmeister,
J ustizhauptsekretäre,
Kriminalobermeister,
Landwirtschaftshauptsekretäre,
Lithographiehauptsekretäre,
Obergerichtsvollzieher2),
Oberrestauratoren,
Oberstraßenmeister,

Oberverwalter im Strafvollzugsdienst,
Polizeihauptsekretäre,
Polizeiobermeister,
Regierungshauptsekretäre,
Staatsbankhauptsekretäre,
Technische Hauptsekretäre, 
Vermessungshauptsekretäre.

') Können im Vollstreckungsdienst nach näherer Bestim­
mung des Staatsministeriums der Finanzen eine wider­
rufliche, nichtruhegehaitfähige Vergütung erhalten.

!) Das Staatsministerium der Justiz kann im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen einen Anteil 
an den Gebühren, eine Zulage oder eine Dienstaufwands­
entschädigung bewilligen und einen Betrag als ruhegehalt­
fähig erklären.

Besoldungsgruppe 9

448 — 469 — 490 — 511 — 532 — 553 — 574 — 595 — 
616 — 637 — 658 — 679 — 700 DM

Ortszuschlag: III

Archivinspektoren,
Bankinspektoren,
Berginspektoren '),
Bergvermessungsinspektoren * *), 
Bibliotheksinspektoren,
Eichinspektoren *),
Fachlehrer,
Fachschullehrer,
Fürsorger,
Garteninspektoren,
Gewerbeinspektoren ’),
Handarbeitslehrerinnen *)s),
Handarbeits- und Hauswirtschaftslehrerinnen *) *), 
Justizinspektören,
Kartographeninspektoren ’),
Kriminalinspektoren,
Landwirtschaftsinspektoren, 
Lithographieinspektoren ’), 
Ministerialkanzleivorstände,
Münzinspektor,
Polizeiinspektoren,
Polizeikommissare,
Regierungsbauinspektoren'),
Regierungsinspektoren '),
Revierförster,
Schloßinspektoren,
Staatsbankinspektoren,
Steuerinspektoren,
Technische Inspektoren '),
Vermessungsinspektoren*),
Weinbauinspektoren,
Weinkontrollinspektoren.

J)  Beamte, bei denen neben der Laufbahnprüfung die 
Abschlußprüfung einer höheren technischen Lehranstalt als 
Anstellungsvoraussetzung vorgeschrieben ist, erhalten eine 
unwiderrufliche, ruhegehaltfähige Stellenzulage von 40 DM. 
Dies gilt nur, wenn während des Besuchs der höheren 
technischen Lehranstalt keine Dienstbezüge gezahlt wurden.

!) Erhalten als Fachberaterinnen bei den Schulämtern für 
die Dauer dieser Dienstaufgabe eine widerrufliche, nicht­
ruhegehaitfähige Stellenzulage von 40 DM. • 
s) Erhalten als Lehrerinnen einer Ausbildungsklasse für 
die Lehrgänge zur pädagogischen Ausbildung von Lehrerin­
nen für Handarbeiten und Hauswirtschaft eine widerruf­
liche, nichtruhegehaitfähige Stellenzulage von 25 DM.

Besoldungsgruppe 10

488 — 514 — 540 — 566 — 592 — 618 — 644 — 670 — 
696 — 722 — 748 — 774 — 800 DM

Ortszuschlag: III

Archivoberinspektoren,
Bankoberinspektoren,
Bergoberinspektoren,
Bergvermessungsoberinspektoren,
Bibliotheksoberinspektoren,
Eichoberinspektoren,
Fachoberlehrer, soweit nicht in Besoldungs­
gruppe A 10 b,
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G artenbauoberlehrer, soweit nicht in Besoldungs­

gruppe A 10 b,

G artenoberinspektoren,

Gewerbeoberinspektoren, 

H andarbeitsoberlehrerinnen ')2)3),

H andarbeits-  und H ausw irtschaftsoberlehre­

rinnen  ‘)2)3), soweit nicht in Besoldungs­

gruppe A 10 b,

Justizoberinspektoren,

K artographenoberinspektoren,

K rim inaloberinspektoren,

Landw irtschaftsoberinspektoren,

Lehrbraum eister  bei der  Versuchs-  und Lehr­

brauerei W eihenstephan,

Lehrer  an  Volksschulen *)5)6), 

Lithographieoberinspektoren,

Oberförster,

O berfürsorger,

O bersteuerinspektoren,

Polizeioberinspektoren,

Polizeioberkom m issare,

Regierungsoberbauinspektoren,

Regierungsoberinspektoren,

Staatsbankoberinspektoren,

Technische  Oberinspektoren,

V erm essungsoberinspektoren,

W einbauoberinspektoren,

W einkontrolloberinspektoren.

■)  E rh alten   als  F ach b eraterin n en   bei  den  S chuläm tern 

fü r  die  D auer  d ieser  D ienstaulgabe  eine  w iderrufliche, 

nich tru h eg eh altfäh ig e  S tellenzulage  von  40  D M .

!)  E rh alten   als  L eh rerin n en   ein er  A usbildungsklasse  fü r 

die L ehrgänge zu r pädagogischen  A usbildung von L eh rerin ­

nen  fü r  H an d arb eiten   und  H ausw irtschaft  eine  w id er­

rufliche,  nich tru h eg eh altfäh ig e  S tellenzulage  von  25  D M .

’)  E rh alten  an  d er L an d esb lin d en an stalt oder L an d estau b ­

stu m m en an stalt  eine  w iderrufliche,  ru h eg eh altfäh ig e  S tel­

lenzulage  von  40  DM .

*)  E rh alten  als L eiter von  V olksschulen  m it 1  oder 2 Schul­

stellen  nach  n äh erer  B estim m ung  des  S taatsm in isteriu m s 

fü r  U nterrich t  und  K ultus  im   E invernehm en  m it  dem  

S taatsm in isteriu m   d er  F inanzen  von  ih re r  E inw eisung  in 

ein e  solche  P lanstelle  an  eine  w iderrufliche,  n ich tru h eg e­

haltfäh ig e  S tellenzulage  von  40  D M .  D ie  S tellenzulage  w ird 

nach  ein er  B ezugsdauer  von  10  Jah ren   auf  die  D auer d er 

w eiteren   V erw endung  als  L eiter  ein er  solchen  Schule  u n ­

w iderruflich  ru h eg eh altfäh ig .  N ach  ein er  B ezugsdauer  von 

20 Jah ren   verb leib t  die S tellenzulage,  sofern die Leh rk räfte 

als  L eh rer  o d er  O b erleh rer  an  V olksschulen  verw endet 

w erden.

5)  E rhalten  als  L eh rer  ein er  V olksschulklasse,  die ein er 

P ädagogischen  H ochschule  fü r  die  b eru fsp rak tisch e  Aus­

bildung  zugeteilt  ist,  eine  w iderrufliche,  n ich tru heg eh alt­

fähige  S tellenzulage  von  50  DM .

“)  E rh alten   als  S em in arleiter  nach  n äh erer  B estim m ung 

des  S taatsm in isteriu m s  fü r  U n terrich t  u n d   K u ltus  eine  w i­

derrufliche,  nich tru h eg eh altfäh ig e  S tellenzulage  bis  zu 
150 DM .

Besoldungsgruppe 10 a

502 — 531 — 560 — 589 — 618 — 647 — 676 — 705 — 
734 — 763 — 792 — 821 — 850 DM

Ortszuschlag:  II

Landwirtschaftslehrer,

Landw irtschaftslehrerinnen und -beraterinnen, 

Lehrer im Strafvollzugsdienst,

O berlehrer  an  der  Landesanstalt  für  körperbehin­

derte Jugendliche,

O berlehrer an Volksschulen ')2)3),

Polizeilehrer 4).

’)  E rhalten  als  L eiter  von  V olksschulen  m it  1  o d er 2 

S chulstellen  nach  n äh erer  B estim m ung  des  S taatsm in iste­

riu m s fü r U nterrich t und  K ultus im  E invernehm en m it dem  

S taatsm in isteriu m   d er  F inanzen  von  ih rer  E inw eisung  in 

eine solche P lanstelle an  eine w iderrufliche, n ich tru h eg eh alt­

fähige  S tellenzulage  von  40  D M .  D ie  S tellenzulage  wird 

nach  ein er  B ezugsdauer  von  10  Jah ren   au f  die  D auer d er 

w eiteren   V erw endung  als  L eiter  ein er  solchen  Schule  u n ­

w id erru flich   ru h eg eh altfäh ig .  N ach  ein er  B ezugsdauer  von 

20 Jah ren  v erb leib t die S tellenzulage,  sofern  die Leh rk räfte 

als  O b erleh rer  an  V olksschulen  v erw en d et  w erden.

s)  E rh alten   als  L eh rer  ein er  V olksschulklasse,  die ein er 

P ädagogischen  H ochschule  fü r  die  b eru fsp rak tisch e  Aus­

bildung  zugeteilt  ist,  ein e  w iderrufliche,  n ich tru heg eh alt­

fähige  S tellenzulage  von  50  D M .

’)  E rh alten   als  S em in arleiter  nach  n äh erer  B estim m ung 

des  S taatsm in isteriu m s  fü r  U n terrich t  und  K ultus  eine 

w iderrufliche,  nich tru h eg eh altfäh ig e  S tellenzulage bis  zu 

150  DM .

*) D ieser B esoldungsgruppe w erden n u r solche B eam te zu­

g eteilt,  die  die  L ehrbefähigung  an  V olksschulen  besitzen.

Besoldungsgruppe 10 b

538 — 569 — 600 — 631 — 662 — 693 — 724 — 755 — 
786 — 817 — 848 — 879 — 910 DM

Ortszuschlag:  II

Fachoberlehrer  an den Akadem ien der bildenden 

Künste,

Fachschuloberlehrer,  soweit  nicht in  Besoldungs­

gruppe  A 11,

G artenbauoberlehrer der Lehr- und Forschungs­

anstalt für G artenbau  W eihenstephan, 

Gym nasiallehrer,

H andarbeits-  und  H ausw irtschaftsoberlehrerinnen 

im  Schulaufsichtsdienst,

H auptlehrer  als  Leiter  von  Volksschulen  bis 

6  Schulstellen ')2),

Landwirtschaftsoberlehrer,

Landw irtschaftsoberlehrerinnen  und  -beraterinnen, 

soweit nicht in Besoldungsgruppe All,

Lehrer  an  Hilfsschulen,

M ittelschullehrer,

O berlehrer am  Landesjugendhof Lichtenau- 

W eihersm ühle,

O berlehrer  im  Strafvollzugsdienst,  soweit  nicht  in 

Besoldungsgruppe All,

Polizeioberlehrer3),  soweit  nicht  in  Besoldungs­

gruppe  A  11.

')  E rh alten   als  L eh rer  ein er  V olksschulklasse,  die einer 

Pädagogischen  H ochschule  fü r  die  b eru fsp rak tisch e  Aus­

bildung  zugeteilt  ist  eine  w iderrufliche,  nich tru h eg eh alt­

fähige  S tellenzulage  von  50  DM  

*)  E rh alten   als  S em in arleiter  nach  n äh erer  B estim m ung 

des  S taatsm in isteriu m s  fü r  U nterrich t  und  K ultus  eine 

w id erru flk .ic,  nich tru h eg eh altfäh ig e  S tellenzulage bis  zu 

150 DM .

*)  D ieser  B esoldungsgruppe  w erden  n u r  solche  B eam te 

zugeteilt,  die die  L ehrbefähigung  an  V olksschulen  besitzen

Besoldungsgruppe 11

593 — 624 — 655 — 686 — 717 — 748 — 779 — 810 - 
841 — 872 — 903 — 934 — 965 DM

Ortszuschlag:  II

A m tsanwälte,

Archivam tm änner,

Bankam tm änner,

Bergam tm änner,

Bibliotheksam tm änner,

Eicham tm änner,

Fachschuloberlehrer,  soweit  nicht  in  Besold ings- 

gruppe A 10 b,

Forstam tm änner,

G artenam tm änner,

G ewerbeam tm änner,

G ym nasialoberlehrer,

H auptlehrer als Leiter von Hilfsschulen m it 3 oder 

4  Schulstellen,

Justizam tm änner,

K artographenam tm änner,

K rim inalam tm änner,

Landw irtschaftsam tm änner,

Landw irtschaftshauptlehrer  als  Leiter  von  land­

wirtschaftlichen  Berufsschulen  m it  3  oder 4 

Schulstellen,

Landw irtschaftsoberlehrerinnen  und  -beraterinner 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A 10 b, 

Lithographieam tm änner,

M ittelschuloberlehrer,

O berlehrer an Hilfsschulen,

O berlehrer im Strafvollzugsdienst,  soweit nicht in 

Besoldungsgruppe A 10 b,

Polizeiam tm änner,

Polizeihauptkom m issare,
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Polizeioberlehrer*), soweit nicht in Besoldungs­
gruppe A 10 b,

Regierungsamtmänner,
Regierungsbauamtmänner,
Regierungsfürsorger,
Rektoren als Leiter von Volksschulen mit minde­
stens 7 Schulstellen 2)3),

Staatsbank amtmänner,
Steueramtmänner,
Technische Amtmänner,
Vermessungsamtmänner,
Weinbauamtmänner.

')  Dieser  Besoldungsgruppe  werden  nur  solche  Beamte 
zugeteilt, die die Lehrbefähigung an Volksschulen besitzen.

') Erhalten als Lehrer einer  Volksschulklasse, die einer 
Pädagogischen Hochschule für die berufspraktische Ausbil­
dung zugeteilt ist, eine widerrufliche, nichtruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 5» DM.

*)  Erhalten als Seminarleiter nach  näherer Bestimmung 
des  Staatsministeriums  für  Unterricht  und  Kultus  eine 
widerrufliche,  nichtruhegehaltfähige  Stellenzulage bis  zu 
150 DM.

Besoldungsgruppe 12

655 — 690 — 725 — 760 — 795 — 83# — 865 — 900 — 
935 — 970 — 1005 — 1040 — 1075 DM

Ortszuschlag: II

Amtsräte,
Bankräte,
Berufsschuldirektoren als Leiter von landwirt­
schaftlichen Berufsschulen mit mindestens 5 
Schulstellen,

Blindenoberlehrer,
Direktorinnen der Landfrauenschulen, 
Justizoberamtmänner,
Kriminaloberamtmänner,
Landwirtschaftsberaterinnen mit Sonderaufgaben, 
Mittelschulkonrektpren,
Oberamtsanwälte,
Polizeioberamtmänner,
Regierungsoberamtmänner,
Regierungsoberbauamtmänner,
Rektoren
als Leiter von Hilfsschulen mit mindestens 

5 Schulstellen,
an einer Schulaufsichtbehörde, 
mit Sonderaufgaben,

Staatsbankräte, soweit nicht in Besoldungs­
gruppe A 13,

Steuerräte,
Taubstummenoberlehrer,
Technische Oberamtmänner.

Besoldungsgruppe 13

735 — 770 — 805 — 840 — 875 — 910 — 945 — 980 — 
1015 — 1050 — 1085 — 1120 — 1155 DM

Ortszuschlag: II

Amtsgerichtsräte >),
Arbeitsgerichtsräte'),
Archivräte,
Bauräte
als Leiter der Feuerwehrschule Würzburg, 
als Leiter der Landesfeuerwehrschule 

Regensburg, 
an  Fachschulen, 
an  Ingenieurschulen,

Bergräte,
Berufsfachschuldirektoren,
Bibliotheksräte,
Direktor der Brautechnischen Prüf- und Versuchs­
anstalt Weihenstephan,

Direktor der Staatshauptkasse,
Direktor des Landesjugendhofs, Lichtenau- 
Weihersmühle,

Direktoren bei der Staatsbank, soweit nicht in 
Besoldungsgruppe A 13 a,

Direktoren der Landesbildstellen,

Direktoren der Landwirtschaftsämter,
Direktoren der Tierzuchtämter,
Dozenten an Pädagogischen Hochschulen1), 
soweit nicht in Besoldungsgruppe H 1, 

Finanzgerichtsräte ’),
Finanzräte,
Forstmeister,
Gestütstierärzte,
Konservatoren, soweit nicht in Besoldungsgruppe 
A 13 a,

Kriminalräte,
Landgerichtsräte '),
Landwirtschaftsräte,
Mittelschuldirektoren, soweit nicht in Besoldungs­
gruppe A 13 a,

Oberärzte, soweit nicht in Besoldungsgruppe A 13 a, 
Oberapotheker,  soweit nicht in Besoldungsgruppe 
A 13 a,

Observatoren, soweit nicht in Besoldungsgruppe 
A 13 a,

Pfarrer im Strafvollzugsdienst,
Polizeipfarrer,
Polizeiräte,
Polizeischulräte,
Regierungsapotheker,
Regierungsbauräte,
Regierungschemieräte,
Regierungseichräte,
Regierungsgewerberäte,
Regierungskulturbauräte,
Regierungmedizinalräte,
Regierungspharmazieräte,
Regierungsräte,
Regierungsvermessungsräte,
Regierungsveterinärräte,
Schulräte,
Sozialgerichtsräte ’),
Staatsanwälte'),
Staatsbankräte ■’), soweit nicht in Besoldungsgruppe 
A 12,

Studienräte,
Verwaltungsdirektoren
am Stiftungsamt Aschaffenburg, 
an Universitäten,

Verwaltungsgerichtsräte ‘),
Wissenschaftliche Räte an wissenschaftlichen Hoch­
schulen, soweit nicht in Besoldungsgruppe H 1.

') Bis zur achten Dienstaltersstufe.

■) Erhalten als Vorstand einer Pädagogischen Hochschule 
eine widerrufliche, nichtruhegehaltfähige Amtszulage,  de­
ren Höhe das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
bestimmt.

5)  Dieser  Besoldungsgruppe  werden  nur  solche  Beamte 
zugeteilt, die die Befähigung zum Richteramt besitzen.

Besoldungsgruppe 13 a

770 — 810 — 850 — 890 — 930 — 970 — 1010 — 
1050 — 1090 — 1130 — 1170 — 1210 — 1250 DM

Ortszuschlag: II

Abteilungsdirektor bei der Landesanstalt für Wein-, 
Obst- und Gartenbau Veitshöchheim, 

Abteilungsdirektoren bei der Landesanstalt für 
Moorwirtschaft und Landkultur, 

Abteilungsdirektoren bei der Landesanstalt für 

Pflanzenbau und Pflanzenschutz, 
Abteilungsdirektoren bei der Landesanstalt für 
Tierzucht in Grub,

Abteilungsdirektoren bei der Landessaatzucht­
anstalt,

Bauamtsdirektoren,
Direktor der Landesanstalt für Bienenzucht, 
Direktor der Landesanstalt für körperbehinderte 
Jugendliche,

Direktor der Landesblindenanstalt,
Direktor der Landestaubstummenanstalt,
Direktoren bei der Staatsbank, soweit nicht in Be­

soldungsgruppe A 13,
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Direktoren der Justizvollzugsanstalten,

Direktoren der Rechnungsprüfungsämter, soweit 

nicht in Besoldungsgruppe A 14,

Konservatoren an wissenschaftlichen Hochschulen1 *), 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A 13, 

Mittelschuldirektoren im Schulaufsichtsdienst, 

Oberärzte an wissenschaftlichen Hochschulen '), so­

weit nicht in Besoldungsgruppe A 13, 

Oberapotheker an wissenschaftlichen Hochschulen1), 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A 13. 

Oberarchivräte,

Oberbauräte, soweit nicht in Besoldungsgruppe A 14, 

Oberbergräte,

Oberbibliotheksräte,

Oberchemieräte,

Oberforstmeister,

Obergewerberäte,

Oberkonservatoren,

Oberkulturbauräte,

Oberlandwirtschaftsräte,

Obermedizinalräte,

Oberpfarrer im Strafvollzugsdienst,

Oberschulräte,

Obervermessungsräte,

Oberveterinärräte,

Observatoren an wissenschaftlichen Hochschulen'), 

soweit nicht in Besoldungsgrupoe A 13, 

Studienprofessoren,

Universitätsmusikdirektor.

‘)  D ieser  B esoldungsgruppe  w erden  n u r  h ab ilitierte B e­

am te zugeteilt.  Sie erh alten   in ih re r E igenschalt als P riv at­

dozenten nach n äh erer B estim m ung  des S taatsm in isteriu m s 

fü r  U nterricht  und  K ultus  im   E invernehm en  m it  dem  

S taatsm in isteriu m   d er  F inanzen  einen  A nteil  an  den U n­

terrich tsg eb ü h ren .

Besoldungsgruppe 14

807 — 851 — 895 — 939 — 983 — 1027 — 1071 — 
1115 — 1159 — 1203 — 1247 — 1291 — 1335 DM

Ortszuschlag: II 

Amtsgerichtsräte1),

Apothekendirektoren  bei Universitätskliniken, 

Arbeitsgerichtsräte1),

Baudirektoren als Leiter Von Ingenieurschulen5), 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A 15,

Direktor der Sportakademie5),

Direktor der Sternwarte Bamberg,

Direktor der Veterinäruntersuchungsanstalt 

Nürnberg,

Direktor  des  Staatskonservatoriums  der  Musik  in 

Würzburg,

Direktor des Staatsweinguts Würzburg,

Direktoren bei den Wissenschaftlichen Anstalten, 

Direktoren bei den Wissenschaftlichen Sammlungen, 

Direktoren der Bakteriologischen Untersuchungs­

anstalten,

Direktoren der Chemischen Untersuchungsanstalten, 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A 15, 

Direktoren der Fachschulen,

Direktoren  der  Rechnungsprüfungsämter,  soweit 

nicht in Besoldungsgruppe A 13 a,

Erste Staatsanwälte3 *) als Abteilungsleiter bei Staats­

anwaltschaften bei Landgerichten und zwar jede 

5.,  10.,  15.  usw.  Planstelle  für  Staatsanwälte 

(ohne die Stelle des Behördenleiters) und Amts­

anwälte, soweit nicht Oberstaatsanwälte als Ab­

teilungsleiter vorgesehen sind,

Finanzgerichtsräte *),

Gartendirektor bei der Verwaltung der staatlichen 

Schlösser, Gärten und Seen,

Hafendirektoren,

Landeskonservatoren

bei den Staatsgemäldesammlungen, 

beim Landesamt für Denkmalpflege, 

beim Nationalmuseum,

Landgerichtsräte'),

Landstallmeister,

Museumsdirektor bei der Verwaltung der staatlichen 

Schlösser, Gärten und Seen,

Oberamtsrichter 5)

als  aufsichtsführende Richter bei Amtsgerichten 

mit 3 oder 4 richterlichen Planstellen, 

als  ständige  Vertreter  der  Leiter  von  Amts­

gerichten  mit  10  und  mehr  richterlichen 

Planstellen,

Oberarbeitsgerichtsräte ’)

als  aufsichtsführende Richter bei Arbeitsgerich­

ten mit 3 oder 4 richterlichen Planstellen, 

als  ständige  Vertreter der  Leiter von  Arbeits­

gerichten  mit  10  und  mehr  richterlichen 

Planstellen,

Oberbauräte an Ingenieurschulen 

als  Abteilungsleiter,

als  ständige Vertreter der Anstaltsleiter'), 

Oberfinanzgerichtsräte s),

Oberfinanzräte,

Oberpolizeiräte,

Oberregierungsarchivräte,

Oberregierungsbauräte,

Oberregierungsbergräte,

Oberregierungsbibliotheksräte,

Oberregierungschemieräte,

Oberregierungsforsträte,

Oberregierungsgewerberäte,

Oberregierungskulturbauräte,

Oberregterungslandwirtschaftsräte,

Oberregierungsmedizinalräte,

Oberregierungsph armazieräte,

Oberregierungsräte,

Oberregierungsschulräte,

Oberregierungsvermessungsräte,

Oberregierungsveterinärräte,

Obersozialgerichtsräte  als  ständige  Vertreter  der 

Leiter  von  Sozialgerichten  mit  10  und  mehr 

richterlichen Planstellen *), 

Oberstudiendirektoren als Leiter von Höheren Schu­

len 8), soweit nicht in Besoldungsgruppe A 15, 

Oberstudienräte4),

Oberverwaltungsrichter3),

Professoren an Pädagogischen Hochschulen 5), soweit 

nicht in Besoldungsgruppe H 2, 

Sozialgerichtsräte '),

Staatsanwälte'),

Staatsbankdirektoren,  soweit  nicht  in  den  Besol­

dungsgruppen A 15 und A  16, 

Verwaltungsgerichtsräte ').

*)  V on  d er  n eu n ten   D ien staltersstu fe  an.

•)  E rh alten   eine  u n w iderrufliche,  ru h eg eh altfäh ig e S tel­

lenzulage  von 70  DM .

3)  E rh alten   ein e  un w id erru flich e,  ru h eg eh altfäh ig e S tel­

lenzulage  von  40  DM .

‘)  E in e  durch  d en   H aushalt  bestim m te  Z ahl  von  S tellen ­

in h ab ern   erh ält  als  ständige  V ertreter  d er  A n staltsleiter 

eine  u nw iderrufliche,  ru h eg eh altfäh ig e  S tellenzulage  von 

40  D M .

‘)  E rh alten   als  V orstand  ein er  Pädagogischen  H ochschule 

eine  w iderrufliche,  nich tru h eg eh altfäh ig e  A m tszulage, 

deren  H öhe  das S taatsm in isteriu m   fü r  U n terrich t  und  K ul­

tus  im   E invernehm en  m it  dem   S taatsm in isteriu m   d er 

F inanzen  bestim m t.

Besoldungsgruppe 15

914 — 962 — 1010 — 1058 — 1106 — 1154 — 1202 — 
1250 — 1298 — 1346 — 1394 — 1442 — 149« DM

Ortszuschlag: Ib

Amtsgerichtsdirektoren

als  Abteilungsleiter bei Amtsgerichten,  die mit 

einem Amtsgerichtspräsidenten besetzt sind, 

als  Leiter von Amtsgerichten mit 5 bis 14 rich­

terlichen  Planstellen,

als  Leiter von Amtsgerichten mit 15 und mehr 

richterlichen Planstellen '), 

als  ständige  Vertreter  der  Amtsgerichtspräsi­

denten *),

Arbeitsgerichtsdirektoren  als  Leiter  von  Arbeits­

gerichten  mit  5  und  mehr  richterlichen  Plan­

stellen,
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Archivdirektoren,

Baudirektoren als Leiter von Ingenieurschulen, 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A  14, 

Bibliotheksdirektoren,

Direktor der Antikensam mlungen',

Direktor  der  Chemischen U ntersuchungsanstalt 

München,

Direktor der Graphischen  Sam mlung,

Direktor der Landesanstalt für M oorwirtschaft und 

Landkultur,

Direktor  der  Landesanstalt  für  Pflanzenbau  und 

Pflanzenschutz,

Direktor  der  Landesanstalt  für  Tierseuchen­

bekämpfung,

Direktor der Landesanstalt  für  Tierzucht  in  Grub, 

Direktor der Landesanstalt  für  W ein-,  Obst-  und 

Gartenbau Veitshöchheim,

Direktor der Landessaatzuchtanstalt,

Direktor der M ünzsammlung,

Direktor der M useen und Sam mlungen bei der Ver­

waltung  der  staatlichen  Schlösser,  Gärten  und 

Seen,

Direktor der Neuen  Sam mlung,  M useum  für ange­

wandte Kunst,

Direktor der Prähistorischen Staatssam mlung, 

Direktor des Berufspädagogischen  Instituts, 

Direktor des Hauptmünzamts,

Direktor  des Landesam ts  für Feuerschutz,

Direktor des Landesam ts für Maß und Gewicht, 

Direktor des M useums für Völkerkunde,

Direktor des Staatsinstituts für den landw irtschaft­

lichen Unterricht,

Direktoren bei den Landesversicherungsanstalten, 

Direktoren der Flurbereinigungsäm ter, 

Finanzdirektoren,

Finanzgerichtsdirektoren2),

Landesarbeitsgerichtsdirektoren,

Landessozialgerichtsräte,

Landgerichtsdirektoren8),

Oberbergam tsdirektor,

Oberlandesgerichtsräte,

Oberstaatsanwälte

als  Abteilungsleiter bei Staatsanwaltschaften bei 

Landgerichten m it 50 und m ehr richterlichen 

Planstellen im Bezirk, und zwar jede 15., 30., 

45.  usw.  Planstelle  für  Staatsanw älte  (ohne 

die  Stelle  des  Behördenleiters)  und  A mts­

anwälte,

als  Leiter  von  Staatsanwaltschaften  bei  Land­

gerichten  m it  weniger  als  50  richterlichen 

Planstellen im Bezirk,

als  Leiter  von  Staatsanwaltschaften  bei  Land­

gerichten m it 50 und m ehr richterlichen Plan­

stellen  im  Bezirk'),  soweit  nicht  in  Besol­

dungsgruppe  A  16,

als  Sachbearbeiter  bei  Staatsanwaltschaften  bei 

Oberlandesgerichten,

als  ständige V ertreter der G eneralstaatsanwälte 

bei  den  Oberlandesgerichten  Bamberg  und 

Nürnberg1),

als  ständige V ertreter  der  in  Besoldungsgruppe 

A  16  eingestuften  Leiter  von  Staatsanw alt­

schaften bei Landgerichten'), 

beim  Verwaltungsgerichtshof'),  soweit  nicht  in 

Besoldungsgruppe A 16,

Oberstudiendirektoren als Leiter Höherer Schulen4), 

soweit nicht in Besoldungsgruppe A 14, 

Polizeidirektor als ständiger V ertreter des Präsiden­

ten der Landpolizei,

Regierungsbaudirektoren,

Regierungsdirektoren,

Regierungsmedizinaldirektoren,

Regierungsschuldirektoren,

Regierungsveterinärdirektoren,

Sozialgerichtsdirektoren

als  Leiter von Sozialgerichten m it 5 bis 14 rich­

terlichen Planstellen,

als  Leiter von Sozialgerichten m it  15 und  mehr 

richterlichen  Planstellen1),

Staatsbankdirektoren,  soweit  nicht  in  den  Besol­

dungsgruppen A 14 und A 16, 

V erwaltungsgerichtsdirektoren5).

')  E rh alten   eine  unw iderrufliche,  ruhegehaltfähige S tel­

lenzulage von 80 D M .

’) E rh alten  als ständige V ertreter der F inanzgerichtspräsi­

denten eine unw iderrufliche, ruhegehaltfähige S tellenzulage 

von 80 D M .

’)  E rh alten   als  ständige  V ertreter  der  L andgerichtspräsi­

denten  bei  L andgerichten  m it  50  und  m eh r  richterlichen 

P lanstellen  im   B ezirk  eine  unw iderrufliche,  ru h eg ehalt­

fähige Stellenzulage von 80 D M .

*)  E rh alten   als  M in isterialb eau ftrag te  fü r  den  H öheren 

S chuldienst  eine  unw iderrufliche,  ruhegehaltfähige S tellen­

zulage  von  150  D M .

5) E rh alten  als ständige V ertreter der V erw altungsgerichts­

präsid en ten   eine unw iderrufliche,  ruhegehaltfähige S tellen­

zulage von 80 D M .

Besoldungsgruppe 16

1051 — 1108 — 1165 — 1222 — 1279 — 1336 — 1393 — 
1450 — 1507 — 1564 — 1621 — 1678 — 1735 DM

Ortszuschlag: Ib

A m tsgerichtspräsident  in  Nürnberg,

Direktor der Landesstelle für Gewässerkunde, 

Direktor der Staatlichen Archive,

Direktor  der  Staatsbibliothek,

Direktor des Forschungsinstituts für  angewandte 

M ineralogie in Regensburg,

Direktor  des  Forschungsinstituts  für  Geochemie  in 

Bamberg,

Direktor  des  Geologischen Landesamts,

Direktor des Zentralinstituts für Kunstgeschichte, 

Erste Direktoren der Landesversicherungsanstalten'), 

Finanzgerichtspräsidenten,

Finanzpräsidenten,

G eneralkonservator  des  Landesam ts  für  Denkm al­

pflege,

Landgerichtspräsidenten, soweit nicht in den Besol­

dungsgruppen B 3 und B 5,

M inisterialräte,

Oberfinanzdirektoren,

Oberforstdirektoren,

Oberregierungsdirektoren,

Oberstaatsanw älte

als Leiter der Staatsanwaltschaften bei den Land­

gerichten M ünchen I und Nürnberg, 

beim Obersten Landesgericht,

O berstaatsanw alt

als  ständiger  V ertreter  des  Generalstaatsanwalts 

beim  Oberlandesgericht München, 

als  ständiger  V ertreter  des  Generalstaatsanwalts 

beim  Verwaltungsgerichtshof, 

Oberstlandesgerichtsräte, 

Oberverwaltungsgerichtsräte,

Präsident der Bereitschaftspolizei,

Präsident der Grenzpolizei,

Präsident  des  Landesam ts  für Verfassungsschutz, 

Präsident des Landesam ts für W asserversorgung 

und Gewässerschutz,

Präsident  des  Landeskrim inalam ts,

Präsidenten der Verwaltungsgerichte, soweit nicht 

in Besoldungsgruppe B 3, 

Regierungsvizepräsidenten2),

Senatspräsidenten beim Landessozialgericht, 

Senatspräsidenten bei Oberlandesgerichten, 

Staatsbankdirektoren,  soweit  nicht  in den  Besol­

dungsgruppen A 14 und A 15,

Vizepräsident  des  Landesarbeitsgerichts, 

Vizepräsident des  Landessozialgerichts, 

Vizepräsidenten  der  Landgerichte  in  M ünchen  und 

Nürnberg,

Vizepräsidenten der Oberlandesgerichte Bamberg 

und Nürnberg.

‘) E rh alten   eine  unw iderrufliche,  ruhegehaltfähige S tel­

lenzulage von 55 DM .

*) E rh ält bei der R egierung von O berbayern eine unwider­

rufliche,  ruheg eh altfäh ig e  S tellenzulage  von 55 D M .
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Anhang zur Besoldungsordnung A 

Künftig wegfallende Ämter und Amtsbezeichnungen

Besoldungsgruppe 1 

Straßenaufseher').

l)  Hierzu  dürfen  noch  Straßenaufseher z.  Wv.  ernannt 
werden.

Besoldungsgruppe 2 

Straßenoberaufseher1).

’) Hierzu dürfen noch Straßenaufseher und Straßenober­
aufseher z. Wv. ernannt werden.

Besoldungsgruppe 3 

Kanzleiassistenten.

Besoldungsgruppe  5 

Kanzleisekretäre,
Oberwachtmeister beim ehemaligen Arbeitshaus 
Rebdorf,

Polizeioberwachtmeister.

Besoldungsgruppe 6

Hauptwachtmeister beim ehemaligen Arbeitshaus 
Rebdorf,

Oberforstwarte,
Straßenmeister')1),
Verwalter beim ehemaligen Arbeitshaus Rebdorf.

■) Hierzu dürfen noch Straßenmeister z. Wv. ernannt 
werden.
!t Erhalten eine unwiderrufliche, ruhegehaltfähige Stel­

lenzulage von M OM.

Besoldungsgruppe 8 

Betriebsleiter beim ehemaligen Arbeitshaus Rebdorf.

Besoldungsgruppe 9

Fachhauptlehrer,
Fachschulhauptlehrer,
Handarbeitshauptlehrerinnen* *)*),
Handarbeits- und Hauswirtschafts- 
hauptlehrerinnnen1)*).

■) Erhalten als Fachberaterinnen bei den Schulämtern für 
die Dauer dieser Oienstaufgabe eine widerrufliche, nicht- 
ruhegehaltfähige Stellenzulage von 44 DM.
5) Erhalten als Lehrerinnen einer Ausbildungsklasse für 

die Lehrgänge zur pädagogischen Ausbildung von Lehrerin­
nen für Handarbeiten und Hauswirtschaft eine widerruf­
liche, nichtruhegehaltfähige Stellenzulage von 25 DM.

Besoldungsgruppe 10

Kammermusiker in gehobener Stelle1), 
Ökonomieoberinspektor beim ehemaligen Arbeits­
haus Rebdorf,

Staatsorchestermusiker in gehobener Stelle1).

')  Erhalten eine unwiderrufliche,  ruhegehaltfähige Stel­
lenzulage von 50 DM.

Besoldungsgruppe 10a

Konrektoren an Volksschulen mit mindestens 
14 Schulstellen1),

Oberlehrer im Strafvollzugsdienst.

') Erhalten als Seminarleiter nach näherer Bestimmung 
des  Staatsministeriums  für  Unterricht  und  Kultus  eine 
widerrufliche,  nichtruhegehaltfähige Stellenzulage bis zu 
150 DM.

Besoldungsgruppe 10b

Handarbeitsoberlehrerinnen im Schulaufsichtsdienst, 
Oberlehrer an Hilfsschulen.

Besoldungsgruppe 11 

Kammervirtuosen,
Landwirtschaftshauptlehrer als Leiter von landwirt­
schaftlichen Berufsschulen mit 2 Schulstellen, 

Staatsorchestervirtuosen.

Besoldungsgruppe 12

Berufsschuldirektoren als Leiter von landwirtschaft­
lichen Berufsschulen mit 4 Schulstellen, 

Konzertmeister der Staatsoper.

Besoldungsgruppe 13

Hauptkonservatoren,
Staatsoberarchivare,
Studienprofessoren.

Besoldungsgruppe 13a

Dozenten an Pädagogischen Hochschulen, 
Landwirtschaftsdirektoren,
Tierzuchtdirektoren in gehobener Dienststellung.

Besoldungsgruppe 14

Arbeitsgerichtsdirektoren1),
Direktor des ehemaligen Arbeitshauses Rebdorf, 
Oberarbeitsgerichtsräte,
Obersozialgerichtsräte,
Professoren,
Staatsarchivdirektoren.

')  Erhalten  als  aufsichtführende  Richter  bei  Arbeits­
gerichten mit 3 oder 4 richterlichen Planstellen  oder  als 
ständige Vertreter der Leiter von Arbeitsgerichten mit 14 
und  mehr  richterlichen  Planstellen  eine  unwiderrufliche, 
ruhegehaltfähige Stellenzulage von 44 DM.

Besoldungsgruppe 15

Vizepräsident der Landpolizei,
Vizepräsident der Verwaltung der staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen.

Bayerische B e so 1 d u n g s • r d n u n g H 

Besoldungsgruppe 1

770 — 810 — 850 — 890 — 930 — 970 — 1010 — 
1050 — 1090 — 1130 — 1170 — 1210 — 1250 DM

Ortszuschlag: II

Außerplanmäßige Professoren an wissenschaftlichen 
Hochschulen1)5),

Dozenten an Pädagogischen Hochschulen5)’), soweit 
nicht in Besoldungsgruppe A 13,

Privatdozenten an wissenschaftlichen 
Hochschulen1)2)5),

Wissenschaftliche Räte an wissenschaftlichen Hoch­
schulen1)4), soweit nicht in Besoldungsgruppe A13.

>) Erhalten nach näherer Bestimmung des Staatsministe­
riums für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen einen Anteil an den Unter­
richtsgebühren

*)  Dieser  Besoldungsgruppe werden  nur  solche  Beamte 
zugeteiit. die m der Eigenschaft als Privatdozenten Dienst­
bezüge erhalten.

*1 Erhalten als Vorstand einer Pädagogischen Hochschule 
eine widerrufliche, nichtruhegehaitfähige Amtszulage, deren 
Höhe das Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 
Einvernehmen  mit  dem  Staatsministerium  der  Finanzen 
bestimmt.

*) Dieser Besoldungsgruppe werden nur habilitierte Be­
amte zugeteiit.
*) Bis zur s. Dienstaltersstufe.

Besoldungsgruppe 2

807 — 851 — 895 — 939 — 983 — 1027 — 1071 — 
1115 — 1159 — 1203 — 1247 — 1291 — 1335 DM

Ortszuschlag: Ib

Außerordentliche Professoren an Kunsthochschulen1), 
Außerordentliche Professoren an wissenschaftlichen 
Hochschulen1)5)3)4),
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Professoren an Pädagogischen Hochschulen1)3)5), 
soweit nicht in Besoldungsgruppe A 14.

') Die Rektoren und Dekane an den wissenschaftlichen 
Hochschulen, die Präsidenten und Direktoren der Kunst­
hochschulen sowie die Vorstände der Pädagogischen Hoch­
schulen erhalten  für  die Dauer ihrer Amtstätigkeit eine 
widerrufliche,  nichtruhegehaltfähige  Amtszulage,  deren 
Höhe das Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 
Einvernehmen  mit  dem  Staatsminsterium  der  Finanzen 
bestimmt.

2) Zur Gewinnung oder Erhaltung hervorragender Lehr­
kräfte kann das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel ein Son­
dergrundgehalt bis zu 1600 DM und darüber hinaus einen 
ruhegehaltfähigen oder nichtruhegehaltfähigen Zuschuß zur 
Ergänzung des Grundgehalts  bis  zum Höchstbetrage  von 
monatlich 500 DM bewilligen. Die Bewilligung des Sonder­
grundgehalts an mehr als 25 v H. der außerordentlichen 
Professoren und die Bewilligung des Zuschusses zur Ergän­
zung des Grundgehalts an mehr als  10 v. H. der außer­
ordentlichen Professoren derselben Hochschule bedarf der 
Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen.

3) Die außerordentlichen Professoren an den wissenschaft­
lichen Hochschulen erhalten nach näherer Bestimmung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus im Einver­
nehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen einen 
Anteil  an  den  für ihre Vorlesungen eingehenden Unter­
richtsgebühren. Es wird ihnen eine bestimmte Einnahme 
an Unterrichtsgebühren gewährleistet. Diese beträgt jähr­
lich  mindestens  1650 DM,  höchstens  11 000 DM.  Bei  den 
außerordentlichen Professoren an den Philosophisch-theo­
logischen Hochschulen und den Professoren an Pädagogi­
schen Hochschulen tritt an die Stelle der Gewährleistung 
der Unterrichtsgebühreneinnahmen im Mindestbetrag von 
1650 DM eine Unterrichtsgeldabfindung von 1650 DM im Jahr.

4)  Die  außerordentlichen  Professoren  der  Technischen 
Hochschule München erhalten als Leiter von Materialprü­
fungsämtern einen Anteil an den von dem Materialprü­
fungsamt erzielten Reineinnahmen nach Maßgabe der vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen ergehenden 
Bestimmung.

5) Dieser Besoldungsgruppe werden nur habilitierte Be­
amte zugeteilt.

Besoldungsgruppe 3

1000 — 1050 — 1100 — 1150 — 1200 — 1250 — 1300 — 
1350 — 1400 — 1450 — 1500 — 1550 — 1600 DM

Ortszuschlag: I b

Ordentliche Professoren an Kunsthochschulen1), 
Ordentliche Professoren an wissenschaftlichen Hoch­
schulen1)2)3)4).

*) Die Rektoren und Dekane an den wissenschaftlichen 
Hochschulen, die Vorstände der Pädagogischen Hochschulen, 
der Leiter der Verwaltungsstelle Weihenstephan der Tech­
nischen Hochschule München,  der Leiter  der Brautechni­
schen Prüf- und Versuchsanstalt in Weihenstephan sowie 
die Präsidenten und Direktoren der Kunsthochschulen er­
halten für die Dauer ihrer Amtstätigkeit eine widerrufliche, 
nichtruhegehaltfähige Aintszulage, deren Höhe das Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen bestimmt.

*) Zur Gewinnung oder Erhaltung hervorragender Lehr­
kräfte kann das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel ein Son­
dergrundgehalt bis zu 1870 DM und darüber hinaus einen 
ruhegehaltfähigen oder nichtruhegehaltfähigen Zuschuß zur 
Ergänzung des Grundgehalts bis zum Höchstbetrage von 
monatlich 500 DM bewilligen. Die Bewilligung des Sonder­
grundgehalts an mehr als 25 v. H. der ordentlichen Profes­
soren und die Bewilligung des Zuschusses zur Ergänzung 
des Grundgehalts an mehr als 10 v. H. der ordentlichen Pro­
fessoren derselben Hochschule bedarf der Zustimmung des 
Staatsministeriums der Finanzen.

s) Die ordentlichen Professoren an den wissenschaftlichen 
Hochschulen erhalten nach näherer Bestimmung des Staats­
ministeriums für Unterricht und Kultus im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen einen Anteil an 
den für ihre Vorlesungen eingehenden Unterrichtsgebühren. 
Es wird ihnen eine bestimmte Einnahme an Unterrichts­
gebühren gewährleistet. Diese beträgt jährlich mindestens 
1650 DM, höchstens 11 000 DM. Bei den ordentlichen Profes­
soren an den Philosophisch-theologischen Hochschulen und 
an den Pädagogischen Hochschulen tritt an die Stelle der 
Gewährleistung der Unterrichtsgebühreneinnahmen im Min­
destbetrag von 1650 DM eine Unterrichtsgeldabfindung von 
1650 DM im Jahr.

4) Die ordentlichen Professoren der Technischen Hoch­
schule München erhalten als Leiter von Materialprüfungs­
ämtern einen Anteil an den von dem Materialprüfungsamt 
erzielten Reineinnahmen nach Maßgabe der  vom Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen ergehenden Be­
stimmung.

Bayerische Besoldungsordnung B 

Feste Gehälter

Besoldungsgruppe 1 

1485 DM

Ortszuschlag: Ib

Direktor der Lehr- und Forschungsanstalt für Gar­
tenbau Weihenstephan,

Institutsdirektoren bei der Süddeutschen Versuchs­
und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft mit 
Molkereischule.

Besoldungsgruppe 2 

1790 DM

Ortszuschlag: Ib

Präsident des Landesversorgungsamts.

Besoldungsgruppe 3 

1925 DM

Ortszuschlag: Ib

Amtsgerichtspräsident in München,
Generaldirektor der Staatlichen Archive, 
Generaldirektor der Staatlichen Bibliotheken, 
Generaldirektor der Staatsgemäldesammlungen, 
Generaldirektor des Nationalmuseums, 
Generalstaatsanwälte, soweit nicht in Besoldungs­
gruppe B 5,

Landgerichtspräsidenten als Leiter von Landgerich­
ten mit 50 und mehr richterlichen Planstellen im 
Bezirk, soweit nicht in Besoldungsgruppe B 5, 

Präsident der Finanzmittelstelle München, 
Präsident der Landpolizei,
Präsident der Lotterieverwaltung,
Präsident der Monumenta Germaniae Historica, 
Präsident der Staatsschuldenverwaltung,
Präsident der Verwaltung der staatlichen Schlösser, 
Gärten und Seen,

Präsident des Landesarbeitsgerichts,
Präsident des Landesentschädigungsamts,
Präsident des Landesvermessungsamts,
Präsident des Oberbergamts,
Präsident des Statistischen Landesamts,
Präsident des Verwaltungsgerichts München, 
Vizepräsident der Landesbodenkreditanstalt, 
Vizepräsident der Versicherungskammer, 
Vizepräsident des Oberlandesgerichts München.

Besoldungsgruppe 4 

2065 DM

Ortszuschlag: Ib

Besoldungsgruppe 5 

2200 DM

Ortszuschlag: Ib

Generalstaatsanwalt beim Oberlandesgericht 
München,

Generalstaatsanwalt beim Obersten Landesgericht, 
Generalstaatsanwalt beim Verwaltungsgerichtshof, 
Landgerichtspräsidenten als Leiter der Landgerichte 
in München und Nürnberg,

Ministerialdirigenten,
Präsident der Landesbodenkreditanstalt,
Präsident des Landessozialgerichts, 
Senatspräsidenten beim Obersten Landesgericht, 
Senatspräsidenten beim Verwaltungsgerichtshof, 
Vizepräsident des Obersten Rechnungshofs.
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Besoldungsgruppe 6 

2340 DM

Ortszuschlag: Ib

Oberfinanzpräsidenten,
Oberlandesgerichtspräsidenten,
Regierungspräsidenten.

Besoldungsgruppe 7 

2475 DM

Ortszuschlag: I a

Besoldungsgruppe 8 

2615 DM

Ortszuschlag: Ia

Ministerialdirektoren,
Präsident der Versicherungskammer,

Präsident des Obersten Landesgerichts, 
Präsident des Obersten Rechnungshofs, 
Präsident des Verwaltungsgerichtshofs.

Besoldungsgruppe 9 

3025 DM

Ortszuschlag: Ia

Besoldungsgruppe 10 

3300 DM

Ortszuschlag: I a

Besoldungsgruppe 11 

3645 DM

Ortszuschlag: I a
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Grundgehaltssätze

Besoldungsordnungen für aufsteigende Gehälter

Be­

soldungs­

gruppe

Orts­

zuschlag

Tarifklasse 1 2 3 4

1

5

Diensl

6

altersstufen 

7  8  9 10 11 12 13

Dienst­

alters­

zulage

Besolduni

1

{sordnung A

250 260 270 280 290 300 310 320 330 340 350 10

2 260 270 280 290 300 310 320 330 340 350 360 370 — 10

3 270 280 290 300 310 320 330 340 350 360 370 380 — 10

4 280 290 300 310 320 330 340 350 360 370 380 390 — 10

5 300 310 320 330 340 350 360 370 380 390 400 410 420 10

6 317 331 345 359 373 387 401 415 429 443 457 471 485 14

7 352 371 390 409 428 447 466 485 504 523 542 561 580 19

8 383 404 425 446 467 488 509 530 551 572 593 614 635 21

9
III

448 469 490 511 532 553 574 595 616 637 658 679 700 21

10 488 514 540 566 592 618 644 670 696 722 748 774 800 26

10a 502 531 560 589 618 647 676 705 734 763 792 821 850 29

10b 538 569 600 631 662 693 724 755 786 817 848 879 910 31

11 593 624 655 686 717 748 779 810 841 872 903 934 965 31

12 II 655 690 725 760 795 830 865 900 935 970 1005 1040 1075 35

13 735 770 805 840 875 910 945 980 1015 1050 1085 1120 1155 35

13a 770 810 850 890 930 970 1010 1050 1090 1130 1170 1210 1250 40

14 807 851 895 939 983 1027 1071 1115 1159 1203 1247 1291 1335 44

15
Ib

914 962 1010 1058 1106 1154 1202 1250 1298 1346 1394 1442 1490 48

16 1051 1108 1165 1222 1279 1336 1393 1450 1507 1564 1621 1678 1735 57

Besoldung

1

sordnung H 

II 770 810 850 890 930 970 1010 1050 1090 1130 1170 1210 1250 40

2 807 851 895 939 983 1027 1071 1115 1159 1203 1247 1291 1335 44

3
Ib 1000 1050 1100 1150 1200 1250 1300 1350

Sondergrundgehalt bis 1600 

1400 | 1450 | 1500 | 1550 | 1600 50

Sondergrundgehalt bis 1870 —

Besoldungsordnung B für feste Gehälter

Besoldungs­

gruppe

Ortszuschlag

Tarifklasse

1 2 3

I

4

b

5 6 7 8 9

Ia

10 11

1485 1790 1925 2065 2200 2340 2475
'
2615 3025 3300 3645
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Anlage 11

Ortszuschlag

Tarifklasse

Zu der Tarifklasse ge­

hörende Besoldungs­

gruppen

Ortsklasse

Stufe 1 Stufe 2

Stufe 3')
(bei einem kinder­
zuschlagsberech­
tigten Kind)

Monatsbeträge in DM

Ia B7 bis B 11 S 200 250 262
A 170 215 226
B 140 180 189

Ib A 15 und A 16, S 156 202 214
H 2 und H 3, A 131 172 183
B 1 bis B 6 B 106 142 151

II A 10 a bis A 14, S 126 166 178
H 1 A 106 141 152

B 86 116 125

III A 7 bis A 10 S 102 135 147
A 85 115 126
B 68 95 104

IV A 1 bis A 6 S 81 106 118
A 68 91 102
B 55 76 85

Bei mehr als einem kinderzuschlagsberechtigten Kind erhöht sich der Ortszuschlag für jedes weitere 

zu berücksichtigende Kind, und zwar

für das zweite bis zum fünften Kind in Ortsklasse S um je 18 DM,
in Ortsklasse A um je 16 DM, 
in Ortsklasse B um je 13 DM, 

für das sechste und die weiteren Kinder in Ortsklasse S um je 24 DM,
in Ortsklasse A um je 22 DM, 
in Ortsklasse B um je 18 DM.

>) Jede Erhöhung für ein weiteres Kind zählt als weitere Stufe.
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Anlage III

tlberleitungsübersicht

1. Regelüberleitung

Bisherige

Besoldungsgruppe

Neue

Besoldungsgruppe

Bisherige

Besoldungsgruppe

Neue

Besoldungsgruppe

A la A 16 A 6 A 6

A lb A 15 A 7a A 6

A 2a A 13') 

A 14-)

A 7b 

A 8a

A 54) 

A 5

A 2b A 14 A 8c A 5

A 2c 1 A 13a A 9 A 3

A 2c 2 A 13 A 10a A 2

A 2d A 12 A 10b A 1

A 3a A 11 A 11 A 1

A 3b A 11 B 2 B 11

A 3c A 10b B 3a B 10

A 3d A 10a B 3b B 9

A 4a 2 A 10 B 4 B 9

A 4b 1 A 10 B 5 B 7

A 4b 2 A 10 B 6 B 6

A 4b 4 A 10 B 7a B 5

A 4c 1 A 9b B 7b B 4

A 4c 2 A 9 B 8 B 3

A 4e A 8 B 9 B 2

A 4f A 9 B 10 B 1

A 5a A 7 H lb H 3

A 5b A 7 H 2 H 2

') Bis zur achten Dienstaltersstufe.

!) Von der neunten Dienstaltersstufe an.

*) Mit einer unwiderruflichen, ruhegehaltfähigen Stellenzulage von 29 DM. 

*) Mit einer unwiderruflichen, ruhegehaltfähigen Stellenzulage von 25 DM.



Bayerisches Gesetz-und Verordnungsblatt Nr. 13/1958 123

2. Sonderfiberleitung

Abweichungen von der Regelüberleitung

Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung Besoldungs­
gruppe

Amtsbezeichnung

Besoldungsgruppe Ala ll

Direktor der Monumenta Germaniae Historica B 3 Präsident der Monumenta 
Germaniae Historica

Direktor des Landesamts für Denkmalpflege — Generalkonservator des Landesamts 
für Denkmalpflege

Direktor des Landesversorgungsamts B 2 Präsident des Landesversorgungs­
amts

Direktor des Nationalmuseums B 3 Generaldirektor des National-
museums

Finanzpräsident — als Leiter der Finanzmittelstelle 
München —

B 3 Präsident der Finanzmittelstelle 
München

Landgerichtspräsidenten — als Leiter von Land­
gerichten mit 50 und mehr richterlichen Plan­
stellen im Bezirk —

B 3

Leitende Regierungsdirektoren — Oberregierungsdirektoren

Leitende Regierungsdirektoren — bei den Oberforst­
direktionen —

— Oberforstdirektoren

Leitender Regierungsdirektor — als Leiter der 
Lotterieverwaltung —

B 31) Präsident der Lotterieverwaltung ■

Oberfinanzdirektor — als ständiger Vertreter des 
Präsidenten der Landesbodenkreditanstalt —

B 3 Vizepräsident der Landesboden- 
Kreditanstalt

Senatspräsident — als ständiger Vertreter des Ober­
landesgerichtspräsidenten in München —

B 3 Vizepräsident des Oberlandes­
gerichts München

Senatspräsidenten — als ständige Vertreter der Ober­
landesgerichtspräsidenten in Bamberg und Nürn­
berg — “

Vizepräsidenten der Oberlandes­
gerichte Bamberg und Nürnberg

Vizepräsident der Versicherungskammer B 3 —

*) Mit einer unwiderruflichen, ruhegehaltfähigen Stellen­
zulage von 250 DM.

Besoldungsgruppe Alb

Baudirektor bei der Verwaltung der staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen

— Regierungsbaudirektor

Direktor des Landeskriminalamts A 16 Präsident des Landeskriminalamts

Direktor des Landtagsamts — Regierungsdirektor

Direktor des Senatsamts — Regierungsdirektor

Direktoren der Ingenieurschulen — Baudirektoren als Leiter von 
Ingenieurschulen

Landgerichtsdirektoren — als allgemeine ständige 
Vertreter der Landgerichtspräsidenten in München 
und Nürnberg —

A 16 Vizepräsidenten der Landgerichte in 
München und Nürnberg

Oberstaatsanwalt — als Leiter der Staatsanwaltschaft 
beim Landgericht Nürnberg —

A 16 —

Oberstaatsanwalt — als ständiger Vertreter des 
Generalstaatsanwalts beim Oberlandesgericht 
München —

A 16 —

Oberstudiendirektoren als Leiter bedeutenderer 
Höherer Schulen

— Oberstudiendirektoren als Leiter 
Höherer Schulen
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A bw eichungen von d er R eg elü b erleitu n g

B isherige B eso ld u n g sg ru p p e u n d  A m tsb ezeich n u n g
B eso ld u n g s­

g ru p p e
A m tsbezeichnung

R egierungs-  u n d  Eich d irek to r _
D irek to r  des  L an d esam ts  fü r M aß

u n d  G ew icht

V izepräsident d er  L andpolizei A  15 k w —

V izepräsident d er V erw altu n g  d e r staatlich en A  15 k w —

S chlösser,  G ärten   u n d   S een

B esoldungsgruppe  A   2 a

A m tsg erich tsräte —-• als au fsich tsfü h ren d e R ich ter bei A  14 O b eram tsrich ter

A m tsg erich ten   m it 3  rich terlich en   P lan stellen  —

A rb eitsg erich tsd irek to ren A  14 kw —

O b erarb eitsg erich tsräte A  14 kw —

O b erso zialg erich tsräte A  14 kw —

B eso ld u n g sg ru p p e  A   2 b

A rb eitsg erich tsd irek to ren A  14 kw __

A rchi v d irek to ren A  15 —

B ib lio th ek sd irek to ren A  15 —

D irek to r  d er  A n tik en sam m lu n g en A  15 —

D irek to r d er L e h r-  u n d  F o rsch u n g san stalt fü r B  1 __

G arten b au   W eih en step h an

D irek to r  d er  M ü n zsam m lu n g A  15 —

D irek to r  d er  P räh isto risch en   S taatssam m lu n g A  15 —

D irek to r  des  B eru fsp äd ag o g isch en   In stitu ts A  15 —

D irek to r des eh em alig en   A rb eitsh au ses R eb d o rf A  14 k w —

D irek to r  d es L an d esam ts  fü r K u rzsch rift u n d  L eiter — O b erreg ieru n g srat

des  S ten o g rap h isch en  D ien stes b eim  L an d tag  u n d  

S en at

D irek to ren   d er  F lu rb erein ig u n g säm ter A  15 —

D irek to ren   d er  In g en ieu rsch u len __ B au d irek to ren  als L eiter von

In g en ieu rsch u len

D irek to ren   d er L an d esv ersich eru n g san stalten
A  15 D irek to ren  bei d en L an d es-

V ersich eru n g san stalten

G ärten d irek to r  bei  d er  V erw altu n g   d er  staatlich en  

S chlösser,  G ärten   u n d  S een

—
G arten d irek to r  bei  d er  V erw altu n g  

d er staatlich en  S chlösser, G ärten

u n d  S een

L an d esso zialg erich tsräte A  15 __

O b eram tsrich ter —  als L eiter  von A m tsg erich ten   m it A  15 A m tsg erich tsd irek to ren

5  bis  14  rich terlich en   P lan stellen   —

O b erarb eitsg erich tsräte  —   als  au fsich tsfü h ren d e A  14 k w _

R ich ter  an   A rb eitsg erich ten   m it 2  rich terlich en  

P lan stellen  —

O b e rb a u ra t  —   bei  d er  L a n d esb o d en k red itan stalt  — — O b erreg ieru n g sb au rat

O b erb erg räte — O b erreg ieru n g sb erg räte

O b erlan d w irtsch aftsräte am  S ta a tsin stitu t fü r den — O b erreg ieru n g slan d w irtsch aftsräte

lan d w irtsch aftlich en   U n terrich t

O b erm ed izin alräte  als  A m tsärzte  u n d   L eiter  b eso n - -
O b erreg ieru n g sm ed izin alräte

d ers  g ro ß er  G esu n d h eitsäm ter  m it  m in d esten s  4 

p lan m äß ig en   Ä rzten

O b erm ed izin alräte  als  L an d g erich tsärzte ---  ' O b erreg ieru n g sm ed izin alräte

O b erm ed izin alrat  d er  H ebam m enschule,  E n t- __ O b erreg ieru n g sm ed izin alrat

b in d u n g san stalt  u n d   F rau en k lin ik   B am b erg

O b erreg ieru n g sb au räte  —   als  L eiter  von  H afen - _ H afen d irek to ren

ä m te m  —

O b erreg ieru n g sräte —  als L eiter von R ech n u n g s- __ D irek to ren  d er R ech n u n g sp rü fu n g s-

P rü fu n g säm tern   — äm te r

O b erreg ieru n g sräte  —   bei  O b erfo rstd irek tio n en   — — O b erreg ieru n g sfo rsträte

O b erreg ieru n g srat  —   als  L eiter  des  S taatsw ein g u ts — D irek to r  des S taatsw ein g u ts  W ürz-

W ü rzb u rg   — b ü rg
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Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung

Abweic

Besoldungs­

gruppe

lungen von der Regelüberleitung 

Amtsbezeichnung

Oberregierungs- und -bauräte __ Oberregierungsbauräte

Oberregierungs- und -gewerberäte — Oberregierungsgewerberäte

Oberregierungs- und -kulturräte — Oberregierungskulturbauräte

Oberregierungs- und -landwirtschaftsräte — Oberregierungslandwirtschaftsräte

Oberregierungs- und -medizinalräte — Oberregierungsmedizinalräte

Oberregierungs- und -schulräte — Oberregierungsschulräte

Oberregierungs- und -Vermessungsräte — Oberregierungsvermessungsräte

Oberregierungs- und -Veterinärräte
4

Oberregierungsveterinärräte

Oberstudiendirektoren — im Staatsministerium für A 15 Regierungsdirektoren

Unterricht und Kultus —

Verwaltungsgerichtsräte — Oberverwaltungsrichter  . t

Verwaltungsrichter A 13') 

A 142)
Verwaltungsgerichtsräte

*) Bis zur achten Dienstaltersstufe.
*) Von der neunten Dienstaltersstufe an.

Besoldungsgruppe A 2 c 1

Abteilungsdirektoren bei den Wissenschaftlichen 

Anstalten

A 14 Direktoren bei den Wissenschaft­

lichen Anstalten

Abteilungsdirektoren  bei  den  Wissenschaftlichen 

Sammlungen
A 14 Direktoren bei den Wissenschaft­

lichen Sammlungen

Abteilungsdirektoren beim Landesamt für Denkmal­

pflege
A 14 Landeskonservatoren beim Landes­

amt für Denkmalpflege

Landesimpfarzt A 14 Oberregierungsmedizinalrat

Landwirtschaftsdirektoren A 13 a kw —

Medizinalräte als Amtsärzte und Leiter großer Ge- __ Obermedizinalräte

sundheitsämter  mit  mindestens  2  planmäßigen 
Ärzten

Medizinalräte als Landgerichtsärzte und in den im __ Obermedizinalräte

Haushalt bestimmten Stellen

Oberarchivräte A 14 Oberregierungsarchivräte

Oberbibliotheksräte A 14 Oberregierungsbibliotheksräte

Oberpfarrer bei Justizvollzugsanstalten — Oberpfarrer im Strafvollzugsdienst

Regierungsbauräte — Oberbauräte

Regierungschemieräte — Oberchemieräte

Regierungsmedizinalräte — Obermedizinalräte

Regierungsmolkereiräte — Oberlandwirtschaftsräte

Regierungsräte als Leiter von Justizvollzugs­

anstalten
— Direktoren der Justizvollzugs­

anstalten

Regierungsräte als Leiter von Rechnungsprüfungs­

ämtern
— Direktoren der Rechnungsprüfungs­

ämter

Regierungs- und Gewerberäte — Obergewerberäte

Regierungs- und Kulturräte — Oberkulturbauräte

Regierungs- und Schulräte — Oberschulräte

Regierungs- und Vermessungsräte — Obervermessungsräte

Regierungsveterinärräte — Oberveterinärräte

Staatsarchivdirektoren A 14 kw —

Tierzuchtdirektoren in gehobener Dienststellung A 13 a kw —

Besoldungsgruppe A 2 c 2

Direktor der Brautechnischen Prüf- und Versuchs- A131) —

anstalt Weihenstephan

Direktoren der Landwirtschaftsschulen — Direktoren der Landwirtschafts­

ämter
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Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung
Abweichungen von der Regelüberleitung

Besoldungs- |  .  . .  . ,
g rU p p e  Amtsbezeichnung

Hauptkonservatoren A 13 kw _

Hauptkonservatoren — an wissenschaftlichen Hoch- A 13 kw2) —

schulen — A 13 a3) Konservatoren an wissenschaftlichen
Hochschulen

Justiz- und Kassenräte — Regierungsräte

Konservatoren — an wissenschaftlichen Hoch- A 132) _
schulen — A 13 a3) —

Landwirtschaftsräte — als Leiter von Landwirt- — Direktoren der Landwirtschafts-
Schaftsämtern — ämter

Medizinalräte — Regierungsmedizinalräte

Molkereiräte — Landwirtschaftsräte

Oberärzte — an wissenschaftlichen Hochschulen — A 132) .
A 13 a3) —

Oberapotheker — an wissenschaftlichen Hoch- A 132) _
schulen — A 13 a3) —

Observatoren — an wissenschaftlichen Hochschulen— A 132) _
A 13 a3) —

Pfarrer bei Justizvollzugsanstalten — Pfarrer im Strafvollzugsdienst

Pharmazieräte — Regierungspharmazieräte

Regierungskulturräte — Regierungskulturbauräte

Regierungsrat — als Leiter der Staatshauptkasse — — Direktor der Staatshauptkasse

Regierungs- und Landwirtschaftsräte — Landwirtschaftsräte

Staatsoberarchivare A 13 kw —

Studienprofessoren A 13 kw —

Studienräte — mit der Amtsbezeichnung Professor A 14 kw Professoren
und Bezügen nach BesGr. A 2a BayBesO 1928 —

Tierzuchtdirektoren — Direktoren der Tierzuchtämter

Universitätsmusikdirektor A 13 a —

') Mit einer widerruflichen, nichtruhegehaltfähigen Stel-
lenzulage von 100 DM.
!) Ohne Habilitation.
*) Mit Habilitation.

Besoldungsgruppe A 2d

Konzertmeister der Staatsoper A 12 kw —

Besoldungsgruppe A 3 a

Berufsfachschuldirektoren A 13 —

Berufsschuldirektoren als Leiter von landwirtschaft- A 12 .
liehen Berufsschulen mit mindestens 5 Schul-
stellen

Berufsschuldirektoren als Leiter von landwirtschaft- A 12 kw _
liehen Berufsschulen mit 4 SchuLstellei'

Blindenlehrer A 12 Blindenoberlehrer

Direktorinnen der Landfrauenschulen A 12 —

Oberlehrer an der Landesblindenanstalt A 12 Blindenoberlehrer

Oberlehrer an der Landestaubstummenanstalt A 12 Taubstummenoberlehrer

Taubstummenlehrer A 12 Taubstummenoberlehrer

Besoldungsgruppe A 3 b

Gartenbauamtmänner — Gartenamtmänner

Kammervirtuosen A 11 kw —

Rektoren als Leiter von Hilfsschulen mit minde- A 12 —

stens 5 Schulstellen
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Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung

Abweichungen von der Regelüberleitung 

Besoldungs­
gruppe

Amtsbezeichnung

Rektoren im Schulaufsichtsdienst

Rektoren mit Sonderaufgaben 

Staatsorchestervirtuosen

Staatsorchestervirtuosen — mit 770 DM Stellen­
zulage —

Technische Amtmänner — im Bereich des Staats­
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten —

Verwaltungsamtmänner

') Mit einer widerruflichen, nichtruhegehaltfähigen Stel­
lenzulage von 75 DM.

A 12

A 12 

A 11 kw 

A ll1) kw

Rektoren an einer Schulaufsichts­
behörde

Landwirtschaftsamtmänner

Regierungsamtmänner

Besoldungsgruppe A 3c

Amtsanwälte

Hauptlehrer als Leiter von Hilfsschulen mit 3 oder 
4 Schulstellen

Landwirtschaftshauptlehrer als Leiter von landwirt­
schaftlichen Berufsschulen mit 3 Schulstellen

Landwirtschaftshauptlehrer als Leiter von landwirt­
schaftlichen Berufsschulen mit 2 Schulstellen

Mittelschuloberlehrer

Oberamtsanwälte

Oberlehrer an Hilfsschulen

Oberlehrer bei Justizvollzugsanstalten

Rektoren als Leiter von Volksschulen mit' minde­
stens 7 Schulstellen

A 11 

A 11

A 11

All kw

A 11 

A 12 

A 11

A 11

Oberlehrer im Strafvollzugsdienst

Besoldungsgruppe A 3d

Lehrer an Hilfsschulen

Lehrer an Hilfsschulen — am Landesjugendhof 
Lichtenau-Weihersmühle —

Mittelschullehrer 

Oberlehrer an Hilfsschulen 

Oberlehrer bei Justizvollzugsanstalten

A 10 b 

A 10 b

A 10 b 

A 10 b kw 

A 10 a kw

Oberschullehrer

Besoldungsgruppe A 4 a 2

Handarbeitsoberlehrerinnen im Schulaufsichtsdienst

Handarbeits-und Hauswirtschaftsoberlehrerinnen im 
Schulaufsichtsdienst

Besoldungsgruppe A 4b 1

Gewerbeoberlehrer am Landesjugendhof Lichtenau- 
Weihersmühle

Hauptlehrer als Leiter von Volksschulen mit 3 bis 
6 Schulstellen

Kammermusiker in gehobener Stelle

Melkoberinspektoren

Oberlehrer an Volksschulen

Ökonomieoberinspektor beim ehemaligen Arbeits­
haus Rebdorf

Polizeilehrer

Polizeioberinspektoren — als Polizeilehrer mit Lehr­
befähigung an Volksschulen —

Staatsorchestermusiker in gehobener Stelle

A 10b

A 10 b kw 

A 10b

A 10b 

A 10 kw

A 10a 

A 10 kw

A 10a 

A 10a

A 10 kw

Oberlehrer am Landesjugendhof 
Lichtenau-Weihersmühle

Oberlehrer im Strafvollzugsdienst 

Gymnasiallehrer

Fachoberlehrer

Landwirtschaftsoberinspektoren

Polizeilehrer
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Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung

Abweichungen von der Regelüberleitung

Besoldungs-  .  . ,  . ,
Amtsbezeichnung

gruppe

Technische Oberinspektoren •— im Bereich des Staats- Landwirtschaftsoberinspektoren
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten mit Ausnahme der Staatsforstverwal-
tung —

Verwaltungsoberinspektoren — Regierungsoberinspektoren

Besoldungsgruppe A 4 b 2

Konrektoren an Volksschulen mit mindestens A 10 a kw —

14 Schulstellen

Technische Lehrer an der Landesblindenanstalt — Handarbeitsoberlehrerinnen
oder

Handarbeits- und Hauswirtschafts-
Oberlehrerinnen

Technische Lehrer an der Landestaubstummenanstalt — Handarbeitsoberlehrerinnen
oder

Handarbeits- und Hauswirtschafts-

Besoldungsgruppe A 4 b 4
Oberlehrerinnen

Polizeilehrer A 10a —

Besoldungsgruppe A 4 c 2

Bauinspektoren — Regierungsbauinspektoren

Fachhauptlehrer A 9 kw —

Fachschulhauptlehrer A 9 kw —

Gartenbauinspektoren — Garteninspektoren

Handarbeitsoberlehrerinnen A 10 —

Handarbeits- und Hauswirtschaftsoberlehrerinnen A 10 —

Melkinspektoren — Landwirtschaftsinspektoren

Ministerialkanzleiinspektoren — Ministerialkanzleivorstände

Ministerialkartographen — Kartographeninspektoren

Technische Inspektoren — im Bereich des Staats- — Landwirtschaftsinspektoren

ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten —

Verwaltungsinspektoren — Regierungsinspektoren

Weinkontrolleure — Weinkontrollinspektoren

Besoldungsgruppe A 4e

Ministerialregistratoren — Regierungshauptsekretäre

Besoldungsgruppe A 5 a

Handarbeitshauptlehrerinnen A 9 kw —

Handarbeitslehrerinnen A 9 —

Handarbeits- und Hauswirtschaftshauptlehrerinnen A 9 kw —

Handarbeits- und Hauswirtschaftslehrerinnen A 9 —

Besoldungsgruppe A 5 b

Betriebsleiter bei Justizvollzugsanstalten A 8 Betriebsleiter im Strafvollzugsdienst

Betriebsverwalter beim ehemaligen Arbeitshaus A 8 kw Betriebsleiter beim ehemaligen
Rebdorf Arbeitshaus Rebdorf

Forstobersekretäre — mit Bezügen der BesGr. A4f — A 8 Forsthauptsekretäre

Fürsorgerinnen A 9 —

Kriminalobersekretäre A 8 Kriminalobermeister

Maschinenbetriebsleiter — Oberwerkmeister

Oberverwalter bei Justizvollzugsanstalten A 8 Oberverwalter im Strafvollzugs-
dienst

Polizeiobermeister A 8 —

Polizeiobermeister — im Verwaltungsdienst mit A7 Polizeiobersekretäre
Prüfung für den Verwaltungsdienst —
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B isherige B esoldungsgruppe u nd A m tsbezeichnung

A bw eic

B esoldungs­

gruppe

lungen von d er R egelüberleitung 

A m tsbezeichnung

R egierungsfürsorgerinnen A  10 O berfürsorgerinnen

R egierungsobersekretäre  —   m it  180  D M   S tellen- A  8 R egierungshauptsekretäre

Zulage —

T echnische  O b ersekretäre —  im  B ereich  des  S taats- _ L andw irtschaftsobersekretäre

m inisterium s  fü r E rnährung, L andw irtschaft und

F orsten —

V erw altungsobersekretäre — R egierungsobersekretäre

Besoldungsgruppe A 6

D ruckereioberfaktoren — W erkm eister

O berw erkm eister — W erkm eister

S p italv erw alter beim  ehem aligen A rbeitshaus A  6') kw V erw alter beim   ehem aligen A rbeite-

R ebdorf haus R ebdorf

W erkm eister —  m it S tellenzulage — A  7 T echnische O bersekretäre

M it einer unw iderruflichen, ruhegehaltfähigen

S tellenzulage von 20 D M .

Besoldungsgruppe A 7 a

F ürsorgerinnen A  9 —

K rim inalsekretäre A 7 K rim inalm eister

O berforstw arte A  6 kw —

O berstut-, O bersattel- und O berfutterm eister — O bersattelm eister

P olizeim eister A 7 —

P olizeim eister —  im  V erw altungsdienst m it P rüfung A  6 P olizeisekretäre

fü r den V erw altungsdienst —

S traßenm eister A  6 kw —

T echnische S ek retäre —  im  B ereich des S taats- — L andw irtschaftssekretäre

m inisterium s  fü r E rnährung, L andw irtschaft und

F orsten —

V erw alter bei Justizvollzugsanstalten A  7 V erw alter im  S trafvollzugsdienst

V erw altungssekretäre — R egierungssekretäre

Besoldungsgruppe A 7b

V erw alter beim   ehem aligen  A rbeitshaus  R ebdorf A  6 kw —

Besoldungsgruppe A8a

K anzleisekretäre A  5 kw —

K rim ina lassistenten A  6 K rim inalhauptw achtm eister

O b erpräparatoren — P räp arato ren

O berw erkführer — W erkführer

P olizeihauptw achtm eister A  6 —

P olizeihauptw achtm eister  —   im   V erw altungsdienst A  5 P olizeiassistenten

m it P rüfung fü r den V erw altungsdienst —

R egierungsassistenten —  bei F o rstäm tern — — F orstassistenten

T echnische A ssistenten — A ssistenten

T echnische  A ssistenten —  im  B ereich  des  S taats- — L andw irtschaftsassistenten

m inisterium s fü r E rnährung, L andw irtschaft und

F orsten —

V erw alter der W alhalla A  6 —

V erw altungsassistenten — R egierungsassistenten

B esoldungsgruppe A 8 c 2

P olizeioberw achtm eister A  5 kw —

B esoldungsgruppe A 8 c 3

P olizeioberw achtm eister A  5 kw —

B esoldungsgruppe A  8 c 4

Polizei W achtm eister A  5 kw P olizeioberw achtm eister
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Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung

Abweicl

Besoldungs­

gruppe

lungen von der Regelüberleitung 

Amtsbezeichnung

Besoldungsgruppe A 9

Abteilungspfleger an Universitätskliniken A4 Pfleger an Krankenanstalten

Erste Hauptwachtmeister bei Justizvollzugsanstalten A 6 Hauptwachtmeister im Strafvollzugs-

dienst

Hauptwachtmeister bei Justizvollzugsanstalten A 6 Hauptwachtmeister im Strafvollzugs-

dienst

Hauptwachtmeister  beim  ehemaligen  Arbeitshaus A 6 kw —

Rebdorf

Kanzleiassistenten A3 kw —

Magazinmeister — Betriebshauptwarte

Maschinenmeister — Betriebsobergehilfen

Oberhebammen an Universitätskliniken A 5 —

Oberpfleger an Universitätskliniken A 5 Oberpfleger an Krankenanstalten

Oberwachtmeister — bei Gerichten — A4 Justizhauptwachtmeister

Oberwachtmeister bei Justizvollzugsanstalten A 5 Oberwachtmeister im Strafvollzugs-

dienst

Oberwachtmeister beim ehemaligen Arbeitshaus A 5 kw —

Rebdorf

Präparatoren — Betriebshauptwarte

W erkführer bei Flurbereinigungsämterii — Betriebshauptwarte

Zahlmeister bei der Staatsbank — Obergeldzähler

Besoldungsgruppe A 10 a

Amtsoffizianten beim Landtag und Senat — Oberoffizianten

Betriebsassistenten — Oberoffizianten

Betriebsassistenten — als Leiter des Führungs- A3 Betriebshauptwarte

dienstes der Residenz München sowie der

Schlösser Herrenchiemsee, Linderhof und

Nymphenburg —

Brunnmeister — Betriebsoberwarte

Druckereioffizianten — Drucker

Eichobergehilfen A3 —

Kraftwagenführer — Betriebsoberwarte

Laboranten — Betriebsoberwarte

Maschinisten — Betriebsgehilfen

Ministerialhausinspektoren A4 Amtsmeister

Ministerialoberoffizianten — Oberoffizianten

Ministerialoffizianten — Oberoffizianten

Münzoffizianten — Betriebsgehilfen

Oberbotenmeister A4 Amtsmeister

Oberbotenmeister — bei Gerichten und Staats- A4 Justizhauptwachtmeister

anwaltschaften

Obergärtner — Gärtner

Obergestütsschmiede — Gestütsschmiede

Obermaschinisten — Betriebsoberwarte

Obermatrosen — Oberbootsmänner

Oberpedelle — Oberoffiziante'n

Ökonomieaufseher — Betriebsoberwarte

Ökonomieoberaufseher — Betriebsoberwarte

Polizeibetriebsassistenten — Oberoffizianten

Steuerbetriebsassistenten A3 Obersteuerwachtmeister

Straßenoberaufseher A 2 kw —

Vermessungsoberoffizianten A3 Vermessungsoberwarte

W erkführer — Betriebsgehilfen

Besoldungsgruppe A 10 b

Akademieoberoffizianten _ Offizianten

Amtsoffizianten — Offizianten

Amtsoffizianten — mit Stellenzulage — A3 Hauptoffizianten



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 13/1958 131

Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung

Abweic

Besoldungs­

gruppe

hungen von der Regelüberleitung 

Amtsbezeichnung

Amtswarte _ Offizianten

Bibliotheksoberoffizianten — Offizianten

Botenmeister A2 Oberoffizianten

Eichgehilfen A2

Gestütsoberwärter — Gestütswärter

Hausverwalter — Hauswarte

Hochschuloberoffizianten — Offizianten

Justizoberwachtmeister A3 —

Justizwachtmeister A 2 •

Kassengehilfen — Offizianten

Kassengehilfen — mit Stellenzulage — A 2 Oberoffizianten

Magazinoberwärter — Betriebswarte

Maschinisten — Betriebswarte

Matrosen — Bootsmänner

Parkaufseher — Betriebswarte

Sammlungsoberoffizianten — Offizianten

Sammlungsoffizianten — Offizianten

Sammlungswarte — Offizianten

Schloßoffizianten — Offizianten

Schloßwarte — Offizianten

Schuloffizianten — Offizianten

Schulwarte — Offizianten

Steuerwachtmeister A2 —

Straßenaufseher A 1 kw —

Vermessungsoffizianten A 2 Vermessungswarte

Vermessungswarte A 2 —

Besoldungsgruppe B 5

Oberlandesgerichtspräsidenten B 61) —

Präsident der Versicherungskammer B 8 —

Präsident des Obersten Landesgerichts B 8 —

Präsident des Obersten Rechnungshofs B 8 —

Präsident des Verwaltungsgerichtshofs B 8 —

*) Für ihre Person B 7.

Besoldungsgruppe B 6

Ministerialdirektoren B 8 —

Besoldungsgruppe B 8

Generalstaatsanwalt — beim Oberlandesgericht B 5 —

München —

Landgerichtspräsidenten — als Leiter der Land- B 5 —

gerichte in München und Nürnberg —

Ministerialdirigenten B 5 —

Präsident der Landesbodenkreditanstalt B 5 —

Besoldungsgruppe H 1 b

Professoren an Kunsthochschulen — Ordentliche Professoren an Kunst-

hochschulen

Besoldungsgruppe H 2

Professoren an Kunsthochschulen — Außerordentliche Professoren an

Kunsthochschulen
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Anlage IV

Uberleitungsgrundgehälter (Art. 25 Abs. 3)

Spalte 1: Grundgehalt einschließlich ruhegehalt­
fähiger Stellenzulagen nach bisherigem 
Recht am Tage vor der Bekanntmachung 
des Gesetzes (Jahresbetrag)

Spalte 2: Uberleitungsgrundgehalt (Monatsbetrag)

1 2 1 2

1 560 239 2 270 330
1 600 244 2 280 330
1 650 251 2 290 330
1 690 / >' 257 2 300 331
1700 258 2 310 332

1 750 265 2 320 333
1 780 269 2 340 336
1 790 271 2 350 338
1 800 272 2 360 339
1 820 275 2 370 340

1 840 277 2 380 342
1 870 279 2 400 344
1 880 280 2 410 346
1 890 281 2 430 349
1 900 283 2 440 350

1 910 284 2 450 351
1 930 287 2 460 351
1 950 290 2 470 351
1 960 291 2 490 354
1 970 292 2 500 355

1 980 294 2 520 358
1 990 295 2 540 361
2 000 296 2 550 362
2 020 299 2 580 362
2 040 302 2 590 363

2 050 303 2 600 364
2 060  . 305 2 620 367
2 070 306 2 640 369
2 080 307 2 650 371
2 090 309 2 660 372

2 100 309 2 670 374
2 110 309 2 680 375
2 130 310 2 700 378
2 140 312 2 720 380
2 150 313 2 750 385

2160 314 2 770 385
2 170 316 2 800 385
2 180 317 2 850 392
2 190 319 2 900 399
2 200 320 2 950 406

2 220 323 2 970 409
2 230 324 3 000 413
2 240 325 3 050 420
2 250 327 3 100 427
2 260 328 3 135 432

1.5

1 2 1 2

3 150 434 6 800 935
3 200 440 6 900 949
3 250 447 7 000 963
3 300 454 7 100 977
3 325 458 7 200 990

3 350  . 461 7 300 1 004
3 400 468 7 400 1 018
3 450 475 7 500 1 032
3 500 482 7 600 1 045
3 550 489 7 700 1059

3 600 495 7 800 1 073
3 650 502 8 000 1 100
3 750 516 8 100 1 114
3 800 523 8 200 1 128
3 900 537 8 300 1 142

3 950 544 8 400 1 155
4 000 550 8 500 1 169
4 050 557 8 600 1 183
4 100 564 8 700 1 197
4 150 571 8 800 1 210

4 200 578 8 900 1 223
4 250 585 9 000 1 238

4 300 592 9 100 1 252
4 320 594 9 200 1 265
4 400 605 9 300 1 279

4 450 612 9 400 1 293

4 500 619 9 500 1 307

4 560 627 9 600 1 320

4 600 633 9 700 1 334

4 650 640 9 800 1 348

4 700 647 9 900 1 362

4 750 654 10 000 1 375

4 800 660 10 200 1 403

4 900 674 10 500 1 444

4 950 681 10 600 1 458

5 000 688 11 100 1 527

5 050 695 11 200 1 540

5 100 702 11 600 1 595

5 200 715 12 600 1 733

5 250 722 13 000 1 788

5 300 729 13 600 1 870

5 350 736 14 000 1 925

5 400 743 14 600 2 008

5 500 757 15 600 2 145

5 600 770 16 000 2 200

5 700 784 17 000 2 338

5 800 798 18 000 2 475

5 900 812 19 000 2 613

6 000 825 24 000 3 300

6 100 839 26 500 3 644

6 200 853 28 090 3 863

6 300 867

6 400 880

6 600 908

6 700 922



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 13/1958 133

Gesetz
über die Ausbildung für das Lehramt an 
Volksschulen (Lehrerbildungsgesetz)

Vom 14. Juni 1958

Der Landtag des Freistaates Bayern hat entspre­

chend  den Ei'fordernissen  der  Bayerischen  Ver­

fassung, des Konkordats des Freistaates Bayern mit 

dem Heiligen Stuhl vom 29, März 1924 und des Ver­

trags  mit der  Evangelisch-Lutherischen  Kirche  in 

Bayern vom  15.  November  1924 das folgende Ge­

setz  beschlossen,  das  nach  Anhörung  des  Senats 

hiermit bekannt-gemacht wird:

Art 1

Die Ausbildung für das Lehramt an öffentlichen 

Volksschulen hat die Aufgabe, auf christlicher Grund­

lage und auf dem Boden der abendländischen Kul­

tur  Lehrer-  und  Erzieherpersönlichkeiten  heran­

zubilden, die das ihnen anvertraute Amt mit innerer 

Hingabe, fachlichem Wissen und Können und sitt­

lichem Verantwortungsbewußtsein ausüben.

Art. 2

(1) Die Zulassung zur Ausbildung als Lehrer setzt 

die Hochschulreife voraus

(2)  Die Ausbildung  erfolgt in  einem  sechsseme- 

strigen Studium an Pädagogischen Hochschulen der 

Landesuniversitäten.

(3) Die Studenten werden als ordentliche Studie­
rende an den Universitäten immatrikuliert.

Art. 3

Die Pädagogische Hochschule ist eine institutionell 

selbständige  Einrichtung  der  Universität.  Art.  17 

bleibt unberührt.

Art. 4

(1) Das Kollegium der Pädagogischen Hochschule 

setzt sich zusammen aus

den planmäßigen ordentlichen  und  außerordent­
lichen Professoren, 

den Honorarprofessoren, 

den Dozenten, 

den Lehrbeauftragten und 

den wissenschaftlichen Assistenten 

der Pädagogischen Hochschule.

(2)  Planmäßige ordentliche und  außerordentliche 

Professoren, Honorarprofessoren und wissenschaft­

liche Assistenten der Pädagogischen Hochschule sind 

Hochschullehrer  im  Sinne  des  Gesetzes  über  die 

Verhältnisse der Lehrer an wissenschaftlichen Hoch­

schulen vom 15. November 1948 (BayBS II S. 609).

Art. 5

Die Organe der Pädagogischen  Hochschule sind:

der Vorstand,

das Beschlußkollegium.

Art. 6

(1)  Der Vorstand  der  Pädagogischen  Hochschule 

wird vom Beschlußkollegium aus seiner Mitte auf 

die Dauer von zwei Jahren gewählt. Die Wahl be­

darf  der Zustimmung  des  Staatsministeriums  für 

Unterricht und Kultus. Wiederwahl ist zulässig.

(2)  Der Vorstand  führt die  Geschäfte  der  Päd­

agogischen Hochschule und den Vorsitz in den Sit­

zungen des Beschlußkollegiums. Er trägt dem Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus gegenüber 

die Verantwortung für den Betrieb der Hochschule. 

Stellvertreter des Vorstandes ist der vorhergehende 

Vorstand.  Das  Nähere  bestimmt  die  Satzung  der 

Pädagogischen  Hochschule,  die  vom  Staatsmini­

sterium für Unterricht und Kultus nach Benehmen 

mit dem Beschlußkollegium erlassen wird.

Art. 7

(1)  Das  Reschlußkollegium  der  Pädagogischen 

Hochschule  besteht  aus  dem  Vorstand,  den  plan­

mäßigen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Pro­

fessoren und drei Vertretern des übrigen Kollegiums 

der Hochschule; dazu treten in Angelegenheiten der 

Studierenden zwei gewählte Vertreter der Studie­

renden.

(2)  Das  Beschlußkollegium  entscheidet  in  allen 

Angelegenheiten, die nach der Satzung seiner Selbst­

verwaltung unterstehen. Es stellt insbesondere die 

Berufungsvorschläge auf

Art. 8

(1) Die Ausbildung umfaßt:

a) Das Studium der Erziehungswissenschaften und 

ihrer Nachbarwissenschaften,

b) die berufspraktische  Grundbildung mit Einfüh­

rung in das Bildungsgut der Volksschule,

c) die musische Bildung, insbesondere Musik- und 

Lei beserziehung.

(2)  Die  Pädagogische  Hochschule  ist  nicht  nur 

Lehr-, sondern auch Forschungsstätte auf dem Ge­

biete der Erziehungswissenschaften

Art. 9

Für  die  berufspraktische  Ausbildung  sowie  für 
Forschungszwecke werden den Pädagogischen Hoch­

schulen  durch  Verfügung  des  Staatsministeriums 

für Unterricht und Kultus für den jeweiligen Zweck 

geeignete Volksschulen  zugeteilt. Die näheren Be­

stimmungen,  insbesondere  hinsichtlich  der  Durch­

führung von Forschungsaufgaben, trifft das Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus.

Art. 10

(1) Die wissenschaftliche Ausbildung erfolgt durch 
Vorlesungen und Übungen.

(2)  Die  berufspraktische  Ausbildung  erfolgt  in 

engster  Verbindung  mit  der  theoretischen  Aus­

bildung an den den Pädagogischen Hochschulen zu­

geteilten Volksschulen, insbesondere auch an wenig 
gegliederten Landschulen.

Art. 11

(1)  Die  Pädagogischen  Hochschulen  haben  be­

kenntnismäßigen  Charakter  nach  Maßgabe  dieses 

Gesetzes. Bei der Verwendung' der Lehrkräfte wird 

dem  bekenntnismäßigen  Charakter  Rechnung  ge­
tragen.

(2)  Von  der  beabsichtigten  Verwendung  von 
Lehrkräften der Pädagogischen Hochschulen für die 

in Art. 13 aufgeführten Vorlesungen wird der kirch­

lichen Oberbehörde rechtzeitig Kenntnis gegeben.

(3)  Für  die  Lehrer  in  Religionspädagogik  und 

Religionslehre  an  den  Pädagogischen  Hochschulen 

sind die Bestimmungen der Art. 3 und Art. 5 § 2 

Satz 3 des Bayerischen Konkordats sowie die Be­

stimmungen der Art. 3 und 6 Abs. 1 Satz 2 des Ver­

trages mit der Evang.-Luth. Kirche in Bayern an­

zuwenden.

Art. 12

(1) Entscheidet sich eine für den Lehrbetrieb einer 

Pädagogischen  Hochschule  ausreichende  Zahl  von 

Studierenden dafür, an einer Pädagogischen Hoch­

schule simultanen Charakters ausgebildet zu werden, 

so wird eine Hochschule dieses Charakters errichtet

(2) Falls eine der christlichen Kirchen einen Lehr­

stuhl für Religiorispädagogik und Religionslehre ah 

einer solchen Hochschule verlangt, wird dem statt­

gegeben. Für die Lehrer in Religionspädagogik und 

Religionslehre findet Art. 11 Abs. 3 Anwendung.

Art. 13

(1) Studierende, die später an einer katholischen 

Bekenntnisschule verwendet werden wollen, müssen
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Religionspädagogik  und  Religionslehre  sowie  eine 

durch  RedltsVerordnung  der  Staatsregierung  fest­

zusetzende Anzahl von Vorlesungen in Philosophie, 

Psychologie, Pädagogik und Methodik weltanschau­

lich  bedeutsamer  Fächer  einschließlich  Seminare 

und  Übungen  an  einer  Pädagogischen  Hochschule 

mit  katholischem  Bekenntnischarakter  hören  und 

an einer solchen die Erste Prüfung für das Lehramt 

an Volksschulen ablegen.  Die Wahl der Hochschule 

steht ihnen frei. Weitere Vorlesungen, Übungen und 

Seminare können sie an einer sonstigen Pädagogi­

schen Hochschule oder an der Universität hören, an 

der sie immatrikuliert sind.

(2) Studierende, die später an einer evangelischen 

Bekenntnisschule verwendet werden wollen, müssen 

Vorlesungen  über  evangelische  Religionspädagogik 

und  Religionslehre  hören.  Außerdem  müssen  sie 

systematische  Vorlesungen  aus  dem  Gebiet  der 

Philosophie,  Pädagogik  und  Psychologie  an  einer 

Pädagogischen  Hochschule  mit  evangelischem  Be­

kenntnischarakter hören  und  an einer solchen  die 

Erste Prüfung für das Lehramt an Volksschulen ab­

legen.  Die  Wahl der Hochschule steht  ihnen  frei. 

Weitere Vorlesungen, Übungen und Seminare kön­

nen  sie  an  einer  sonstigen  Pädagogischen  Hoch­

schule  oder  an der Universität  hören,  an  der  sie 

immatrikuliert sind.

Art. 14

Nach der erfolgreichen Ablegung der Ersten Prü­

fung  für  das  Lehramt  an  Volksschulen  tritt  der 

Lehramtsanwärter  unter  Ernennung  zum  außer­

planmäßigen Lehrer in den Vorbereitungsdienst ein. 

Das  Nähere  bestimmt  das  Staatsministerium  für 

Unterricht und Kultus.

Art. 15

(1)  Der  außerplanmäßige  Lehrer  hat  sich  nach 

Ablauf des Vorbereitungsdienstes der Zweiten Prü­

fung  für das Lehramt  an  Volksschulen  zu  unter­

ziehen.  Die  Prüfungsordnung  erläßt  das  Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus.

(2) Mit erfolgreicher Ablegung dieser Prüfung er­

wirbt der außerplanmäßige Lehrer die Voraussetzung 

für die Anstellung an öffentlichen Volksschulen.

Art. 16

Die Lehrer an Hilfs- und Sonderschulen erhalten 

eine zusätzliche Ausbildung.  Das Staatsministerium 

für Unterricht und Kultus  erläßt  hierüber beson­

dere Bestimmungen.

Art. 17

(1) Nichtstaatliche Pädagogische Hochschulen be­

dürfen staatlicher Genehmigung.

(2)  Die  Genehmigung  wird  erteilt,  soweit  diese 

Hochschulen in ihrem Lehrbetrieb den Bestimmun­

gen in Art. 1, 8, 9 und 10 Rechnung tragen und nur 

Lehrer  verwenden,  die  hinsichtlich  ihrer  wissen­

schaftlichen Ausbildung den an die Lehrer der staat­

lichen  Pädagogischen  Hochschulen  gestellten  For­

derungen entsprechen und in ihrer wirtschaftlichen 

und  rechtlichen  Stellung  genügend  gesichert  sind.

(3)  Die  Prüfungen  finden  unter  staatlicher  Lei­

tung statt.

Art. 18

Abweichend von Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 2 

Satz 2 erfolgt die  erstmalige Ernennung  des Vor­

stands,  seines  Stellvertreters  und  der  Professoren 

an  Pädagogischen  Hochschulen  durch  das  Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus im Beneh­

men mit der jeweiligen Universität unter Beachtung 

des Art.  11.  Das Nähere  wird durch eine Rechts- 

verordnung der Staatsregierung geregelt.

Art.  19

Durch dieses Gesetz wird die beamten- und be­

soldungsrechtliche  Stellung  der  an  Instituten  für 

Lehrerbildung  tätigen  Lehrkräfte  nicht  verändert. 

Bis zur Berufung von Lehrkräften an Pädagogische 

Hochschulen  bleiben  die  bisher  an  Instituten  für 

Lehrerbildung tätigen Lehrkräfte  in  ihrer bisheri­

gen  Rechtsstellung  auch  an  Pädagogischen  Hoch­

schulen tätig:

Art. 20

(1) Das Gesetz ist dringlich; es tritt am 1. August 

1958 in Kraft.

(2)  Die  bestehenden  Institute  für  Lehrerbildung 

werden  entsprechend  Art. 2  Abs. 2  mit  Wirkung 

vom gleichen Tag an Pädagogische Hochschulen der 

Landesuniversitäten.

(3)  Das  Staatsministerium  für  Unterricht  und 

Kultus erläßt die  zur  Ausführung  dieses Gesetzes 

erforderlichen Bestimmungen.

München, den 14. Juni  1958

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Hanns Seidel

Gesetz
zur Xnderung des Landeswahlgesetzes 

Vom 14. Juni 1958

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­

gende Gesetz beschlossen,  das  nach  Anhörung des 

Senats hiermit bekanntgemacht wird:

§ 1
Das  Gesetz  über  Landtagswahl,  Volksbegehren 

und Volksentscheid (Landeswahlgesetz) vom 11. Au­

gust  1954 (BayBS I S. 55)  in der Fassung des Ge­

setzes  zur  Änderung  des  Landeswahlgesetzes,  des 

Bezirkswahlgesetzes und des Gemeindewahlgesetzes 

vom  15. Juli  1957  (GVB1.  S. 160)  wird  wie  folgt 

geändert:

1. In Art. 39 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung:

„Die Delegierten  müssen  von  den  im  Stimm­

kreis  oder  Stimmkreisverband  wahlberechtig­

ten  Mitgliedern  der  Partei  oder  sonstiger 

Wählergruppen  aus  ihrer  Mitte  unmittelbar 

und zum Zwecke der Aufstellung der Bewerber 

gewählt worden sein.“

2. In  Art. 39  wird  ein  neuer  Absatz  2  folgenden

Inhalts eingefügt:

„(2)  Delegiertenversammlung  kann  auch  eine 

nach der Satzung allgemein für bevorstehende 

Wahlen von den wahlberechtigten  Mitgliedern 

der  Partei  im  Stimmkreis  oder  Stimmkreis­

verband bestellte Versammlung sein, wenn sie 

nicht früher als zwei Jahre vor dem Wahltage 

gewählt worden ist. Sind innerhalb des Stimm­

kreisverbandes  zwei  oder  mehrere  solcher 

satzungsgemäßer  Organe  zuständig,  so  bilden 

diese durch Wahl neuer im Stimmkreisverband 

wahlberechtigter  Delegierter  eine  gemeinsame 

Delegiertenversammlung.“

Die  bisherigen  Absätze  2,  3,  4  und  5  des  Ar­

tikels 39 werden Absätze 3, 4, 5 und 6.

§ 2

Dieses Gesetz ist dringlich.  Es tritt am 1. Januar 

1958 in Kraft.

München, den 14. Juni 1958

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hanns Seidel
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